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Flammschutzmittel in Frauenmilch 
- Abschlussbericht liegt vor - 

Jutta Dürkop, Bärbel Vieth, Thomas Rüdiger, Barbara Ostermann 
 
 
Vom Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) 
wurde der Abschlussbericht zum Thema „Rück-
stände von Flammschutzmitteln in Frauenmilch 
aus Deutschland unter besonderer Berücksichti-
gung von polybromierten Diphenylethern 
(PBDE)“ vorgelegt. Der Abschlussbericht besteht 
aus einem Berichts- und einem Anlagenband 
(Bezugsquelle: siehe unten). Das im Auftrag des 
Umweltbundesamtes (UBA) im Rahmen des 
Aktionsprogramms Umwelt und Gesundheit 
(APUG) durchgeführte Projekt wurde mit Mitteln 
aus dem Umweltforschungsplan des Bundes-
ministeriums für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit (BMU) (FKZ 202 61 218/03) 
und vom BfR finanziert. 

Anlass und Ziele des Forschungs-
projektes 
Polybromierte Diphenylether (PBDE) werden seit 
den 1970er-Jahren als Flammschutzmittel in 
Polymeren für den Elektronikbereich, in synthe-
tischen Wohnraumtextilien und Polstermate-
rialien eingesetzt. Mittlerweile sind PBDE mit 
unterschiedlichem Bromierungsgrad (Kongenere) 
auch in der Umwelt verbreitet. Diese Verbindun-
gen sind sehr persistent und fettlöslich. Dadurch 
reichern sie sich in der Nahrungskette an und ge-
langen auch in den menschlichen Organismus. 
Sie wurden in Blut und in Frauenmilch nachge-
wiesen.  

Die drei bisher technisch eingesetzten Produkte 
Penta-, Octa- und Deca-BDE sind im Rahmen des 
EU-Altstoffprogramms wegen möglicher endo-
kriner, immun- und reproduktionstoxischer sowie 
ökotoxischer Wirkungen bewertet worden. Bei 
diesen technischen PBDE handelt es sich um 
Kongenerengemische, die nach der durchschnitt-
lichen Anzahl der Bromatome im Molekül be-
nannt sind. Ergebnis der Bewertung ist, dass bei 
Penta- und Octa-BDE das Inverkehrbringen und 
die Verwendung wegen der Gefährdung der Um-
welt und Unsicherheiten bezüglich der Exposition 
des gestillten Säuglings in der EU seit 15. August 
2004 verboten wurde (Richtlinie 2003/11/EG 
vom 6. Febr. 2003). Die Risikobewertung von 
Deca-BDE ist abgeschlossen, aber wegen unzu-
reichender Datenlage besteht noch weiterer Klä-
rungsbedarf. Deca-BDE darf weiterhin technisch 
eingesetzt werden und dominiert bei den PBDE 

den Weltmarkt. 1999 wurden weltweit 55.000 
Jahrestonnen eingesetzt. 

Aus einer schwedischen Studie geht hervor, dass 
Frauenmilchproben aus dem Zeitraum 1972 bis 
1997 mit PBDE zunehmend belastet waren: Alle 
fünf Jahre verdoppelte sich der PBDE-Gehalt. In-
zwischen sind die Werte rückläufig. Der Bundes-
rat hatte wegen zahlreicher Befunde in Umwelt- 
und Humanproben und wegen fehlender Daten zu 
PBDE-Gehalten in Frauenmilch aus Deutschland 
die Bundesregierung gebeten, Maßnahmen zur 
Risikobewertung von PBDE zu unterstützen 
(Bundesrats-Drucksache 97/01).  

Mit der vorliegenden Studie war hierzu ein Bei-
trag zu leisten und die in Deutschland aktuelle 
Hintergrundbelastung mit PBDE zu charakterisie-
ren. Es war der Frage nachzugehen, ob der Ver-
zehr tierischer Lebensmittel für die PBDE-Auf-
nahme bedeutsam ist. Dies wird in der Literatur 
zwar diskutiert, eindeutige Beweise fehlten je-
doch bisher. Frauenmilch ist die wichtigste Nah-
rung für den Säugling, aber auch ein guter Bioin-
dikator für die Charakterisierung der internen 
Belastung der Allgemeinbevölkerung. Deshalb 
sollten fundierte Daten zu PBDE-Gehalten der 
relevanten Kongenere in Frauenmilch gewonnen, 
Einflussfaktoren insbesondere im Hinblick auf 
die Ernährung bei Mischköstlerinnen und Vegeta-
rierinnen untersucht und die Exposition des ge-
stillten Säuglings abgeschätzt werden, um Hin-
weise auf dessen mögliche gesundheitliche Risi-
ken zu erhalten. 

Methoden 
Ein- und Ausschlusskriterien sowie der notwen-
dige Stichprobenumfang wurden vor Beginn die-
ser Beobachtungsstudie festgelegt. Die Proben-
sammlung wurde mit einer Fragebogenerhebung 
zu persönlichen Daten und potentiellen Einfluss-
faktoren verbunden.  

Mit der Analytik wurde vom BfR die Firma Ergo 
Forschungsgesellschaft mbH, Hamburg, beauf-
tragt. Die Bestimmung der Kongenere BDE 28 
(Tri-BDE), 47 und 66 (Tetra-BDE), 99 und 100 
(Penta-BDE), 153 und 154 (Hexa-BDE), 183 
(Hepta-BDE) und 209 (Deca-BDE) erfolgte mit-
tels Gaschromatographie unter Einsatz der hoch-
auflösenden Massenspektrometrie, die ermittelten 
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Gehalte der einzelnen Kongenere wurden auf ein 
Gramm Milchfett bezogen.  

Die Erfassung, Prüfung, Aus- und Bewertung der 
Daten erfolgten im BfR. 

Ausgewählte Ergebnisse 
Charakterisierung der Stichprobe 
Im Zeitraum von November 2001 bis März 2004 
beteiligten sich an der Studie bundesweit 89 
Mütter mit insgesamt 128 Milchproben („Ge-
samtkollektiv“, 89 Proben kurz nach der Entbin-
dung und 39 Proben nach 3 Monaten). 73 Mütter 
erfüllten die Einschlusskriterien, ihre Daten wur-
den eingehend ausgewertet („Studienkollektiv“ 
mit 41 Mischköstlerinnen und 32 Vegetarierin-
nen, darunter 1 Veganerin).  

Mischköstlerinnen und Vegetarierinnen unter-
schieden sich außer in ihren Ernährungsgewohn-
heiten nur wenig. Vegetarierinnen gaben jedoch 
im Vergleich zu Mischköstlerinnen etwas gerin-
gere Aufenthaltszeiten am Bildschirm (PC oder 
TV; in diesen Geräten werden auch Flamm-
schutzmittel eingesetzt) und eine höhere Zahl ge-
stillter Kinder an, zwei Parameter, die vermutlich 
die Körperlast beeinflussen. Weitere mögliche 
Einflussfaktoren, wie Alter, Größe, Gewicht, 
Body-Mass-Index und Raucherstatus, waren etwa 
gleich verteilt. 

PBDE-Gehalte in der Muttermilch 
Im Gesamtkollektiv lag zum Zeitpunkt der ersten 
Probenahme die mittlere Summe der untersuchten 
Kongenere bei 2,49 ng/g Milchfett (siehe Ta-
belle). Im Vergleich mit anderen europäischen 
Ländern ordnet sich die Belastung in Deutschland 
damit eher in den unteren Bereich ein. Die Rei-
henfolge der Kongenere BDE 47 > 153 > 99 > 

100 ist in den meisten europäischen Ländern 
gleich. Das weist auf ähnliche Expositionsquellen 
hin. Die Kongenere 47, 99 und 100 waren zu 
größeren Anteilen in dem nun verbotenen techni-
schen Penta-BDE enthalten. 

Die Werte aus Nordamerika sind mit mittleren 
Werten der Summe der PBDE zwischen 22 (Ka-
nada) und 73 ng/g Milchfett (USA) etwa 10- bis 
30-mal so hoch wie in Deutschland.  

Für das Kongener BDE 209 in Frauenmilch wer-
den mit der vorliegenden Untersuchung erstmals 
europäische Daten vorgestellt. Bislang hatten da-
für die methodischen Voraussetzungen gefehlt. 
Dieses Kongener wurde in 51 % der Proben 
nachgewiesen. Der Gehalt schwankte zwischen 
0,1 und 4,5 ng/g, der Mittelwert lag bei 0,21 ng/g 
Milchfett. 

• Einfluss der Ernährungsweise 
Im Studienkollektiv, in welchem die Probandin-
nen die Einschlusskriterien erfüllten, lag der 
mittlere PBDE-Gehalt in der Muttermilch bei 
2,11 ng/g Milchfett (siehe Tabelle). In den 
Milchproben der Mischköstlerinnen war der 
mittlere PBDE-Gehalt mit 2,47 ng/g Milchfett 
statistisch signifikant höher als in denen der Ve-
getarierinnen mit 1,65 ng/g Milchfett.  

Auf den Gehalt an BDE 209 hatte die Ernäh-
rungsweise keinen Einfluss. Vermutlich dominie-
ren hier andere Expositionsquellen, die mit dem 
Studiendesign aber nicht identifiziert werden 
konnten.  

• Einfluss der Stilldauer 
An 35 Probenpaaren (termingerechter erster und 
zweiter Entnahmezeitpunkt) konnte nach 3-mo-
natiger Stilldauer keine Verminderung der müt-
terlichen PBDE-Körperlast beobachtet werden, 

Mittlere Konzentrationen der PBDE-Kongenere in Muttermilchproben [ng/g Milchfett] aus Deutschland 2001 - 2004 

Studienkollektiv 
Gesamt-
kollektiv Alle Probandinnen des

Studienkollektivs 
Darunter 

„Mischköstlerinnen“ 
Darunter 

„Vegetarierinnen“ 
BDE-
Kongener 

N = 89 N = 73 N = 41 N = 32 
BDE 28 0,04 0,04 0,04 0,04 
BDE 47 0,91 0,76 0,95 0,53 
BDE 66 0,01 0,01 0,01 0,01 
BDE 99 0,38 0,23 0,29 0,15 

BDE 100 0,26 0,2 0,23 0,16 
BDE 153 0,59 0,6 0,66 0,52 
BDE 154 0,03 0,02 0,03 0,02 
BDE 183 0,08 0,08 0,09 0,07 
BDE 209 0,21 0,17 0,17 0,16 
Summe 2,49 2,11 2,47  1,65 
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wie das beispielsweise aus Untersuchungen mit 
anderen persistenten halogenorganischen Verbin-
dungen, z. B. Dioxinen/Furanen oder PCB, be-
kannt ist. Es ist nicht auszuschließen, dass für 
PBDE die Beobachtungsdauer für eine Trendaus-
sage zu kurz war. 

Foto: Heike Voigt, Berlin 

• Stillperioden 
Betrachtet wurden 51 Mütter, die ihr 1. Kind 
(Primiparae) und 22 Mütter, die ihr 2. oder 3. 
Kind (Multiparae) stillten. Bei den Multiparae 
wurden signifikant niedrigere Gehalte besonders 
für die Hauptkongenere festgestellt. Das war be-
sonders deutlich bei den Proben der Vegetarierin-
nen zu beobachten. Auf den Gehalt an BDE 209 
hatte die Anzahl der Stillperioden keinen Ein-
fluss. 

• Einfluss von Alter, Body-Mass-Index, 
Tabakrauchen, Bildschirmstunden 
Für diese Parameter konnte kein Einfluss auf die 
korporale Belastung – weder für die Summe, 
noch für die Einzelkongenere – nachgewiesen 
werden. 

Risikoabschätzung für den gestillten 
Säugling 
Die für einen 4 Monate alten Säugling geschätzte 
über das Stillen aufgenommene PBDE-Menge ist 
um den Faktor 10.000 geringer als der NOAEL, 
der tierexperimentell ermittelte Wert, bei wel-
chem noch keine adversen Effekte beobachtet 
werden konnten. Wegen des sehr großen Sicher-

heitsabstandes kann nach gegenwärtigem Kennt-
nisstand davon ausgegangen werden, dass in 
Deutschland keine gesundheitlichen Risiken 
durch PBDE für den gestillten Säugling bestehen. 
Die Stillempfehlung der Nationalen Stillkommis-
sion, das Kind mindestens 4 bis 6 Monate voll zu 
stillen, kann im Hinblick auf PBDE demzufolge 
uneingeschränkt unterstützt werden. 

Fazit 
Die vorliegende Studie gehört wegen ihres Stich-
probenumfanges weltweit zu den umfang-
reichsten Untersuchungen von Frauenmilch auf 
PBDE. Für das Kongener BDE 209 in Frauen-
milch werden europaweit erstmals Daten vorge-
legt. Bislang fehlten dafür die methodischen Vor-
aussetzungen. 

Bei dem im EU-Altstoffprogramm noch in der 
Diskussion stehenden BDE 209 (Deca-BDE) 
hatten Ernährungsweise und auch Anzahl der 
Stillperioden keinen Einfluss. Vermutlich sind 
andere – in der Studie nicht identifizierte – Expo-
sitionsquellen von Bedeutung, denen in weiterge-
henden Studien nachzugehen wäre. 

Lebensmittel tierischer Herkunft sind in 
Deutschland eine wesentliche PBDE-Exposi-
tionsquelle. Dies sollte ein Grund sein, PBDE-
Gehalte in verschiedenen Lebensmitteln zu analy-
sieren und die Lebensmittel zu identifizieren, de-
ren Verzehr den größten Beitrag zur Körperlast 
leistet. 

Aus Vorsorgegründen ist es wichtig, diese per-
sistenten bioakkumulierenden Verbindungen 
durch geeignete expositionsmindernde Maßnah-
men zu kontrollieren. 

 
Bezugsquellen 
1. Der Abschlussbericht „Rückstände von Flammschutz-

mitteln in Frauenmilch aus Deutschland unter besonderer 
Berücksichtigung von polybromierten Diphenylethern 
(PBDE)“ mit Anlagenband kann aus der Bibliothek des 
Umweltbundesamtes, Postfach 1406, 06813 Dessau, unter 
Angabe des Förderkennzeichens FKZ: 202 61 218/03 
kostenlos ausgeliehen werden. 

2.  Der Abschlussbericht wird außerdem auf der Homepage 
des UBA unter www.umweltbundesamt.de und des 
Aktionsprogramms Umwelt und Gesundheit unter 
www.apug.de, Schaltfläche „Neuigkeiten“ als pdf-Datei 
zur Verfügung gestellt. 

 
Kontaktadresse 
Dr. Bärbel Vieth und Dr. Thomas Rüdiger,  
Bundesinstitut für Risikobewertung,  
Thielallee 88 – 92, 14195 Berlin,  
E-Mail: b.vieth@bfr.bund.de und t.ruediger@bfr.bund.de 

http://www.umweltbundesamt.de/
http://www.apug.de/
mailto:b.vieth@bfr.bund.de
mailto:t.ruediger@bfr.bund.de
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Gesundheitliche Trends – Ergebnisse aus der 
Humanprobenbank von 1981 bis 2003 

 

Teil 2: Ernährung und Verzehrsmengen 
Dieter Helm und Christoph Schlüter 

 

Nachdem in Teil 1 der Studie (siehe 
UMID 1/2005, S. 9 – 11) die Trends zu 
Körpergröße und Gewicht der studen-
tischen Probanden der Humanproben-
bank behandelt wurden, folgt hier eine 
Analyse der Ernährungsgewohnheiten. 
Wie im ersten Teil wird das Kollektiv 
der 20- bis 29-jährigen Studenten der 
Universität Münster mit der Allge-
meinbevölkerung (Bundes-Gesund-
heitssurvey (BGS) 1998 [1]) ver-
glichen. Angaben zum Studiendesign 
und zu den statistischen Methoden 
wurden bereits in Teil 1 beschrieben. 

Geringere Verzehrsmengen 
als Allgemeinbevölkerung 
Im Vergleich mit dem BGS 1998 [1] 
verzehrten die 20 – 29 Jahre alten Stu-
denten geringere Mengen von Fleisch, 
Wurstwaren, Eiern und tierischen Fet-
ten, aber auch von Gemüse als die 18- 
bis 34-jährigen Erwachsenen der All-
gemeinbevölkerung (Tabelle 1). Etwa 
in gleichem Ausmaß konsumiert wur-
den Milchprodukte und Süßwaren. 
Höhere Verzehrsmengen gab es bei 
Salat, Geflügel, Fisch und Alkohol. 
Männliche Studenten nahmen mit 12 
Gramm Alkohol pro Tag nur etwas 
mehr zu sich als die jungen Männer der 
Allgemeinbevölkerung (18 – 24 Jahre: 
8 Gramm; 25 – 34 Jahre: 11 Gramm). 
Bei den Frauen ist der Unterschied deutlicher: 
Studentinnen konsumierten mehr als doppelt so 
viel Alkohol wie die etwa gleichaltrigen Frauen 
der Allgemeinbevölkerung (6 Gramm gegenüber 
2 bzw. 3 Gramm). Höherer Alkoholkonsum bei 
Frauen steht in Verbindung mit einem höheren 
sozioökonomischen Status [2]. Obst wird von den 
männlichen Studenten etwas mehr als von der 
Vergleichskohorte des BGS gegessen; die 
Studentinnen essen dagegen deutlich weniger. 

Die verzehrten Flüssigkeitsmengen waren bei den 
Studenten meist leicht bis deutlich höher als bei 
den jungen Erwachsenen der Allgemeinbevölke-
rung. Eine Ausnahme war Bier – die männlichen 
Studenten tranken genauso viel Bier wie ihre Ge-

schlechtsgenossen der Allgemeinbevölkerung. 
Spirituosen wurden von beiden Gruppen prak-
tisch nicht getrunken. 

Geschlechtsunterschiede 
Größere Verzehrsmengen gab es bei den männ-
lichen Studenten für Fleisch (p = 0,004), Wurst-
waren (p = 0,003), Geflügel (p = 0,03) und Alko-
hol (p < 0,001). Männer verzehrten im Vergleich 
zu Frauen jeweils fast doppelt so viel von diesen 
Lebensmitteln. Bezüglich der Art der konsumier-
ten alkoholischen Getränke gab es deutliche Un-
terschiede zwischen den männlichen und weib-
lichen Studierenden. Männer bevorzugten Bier; 
im Median waren es 161 Milliliter pro Tag (Me-

Tabelle 1: Verzehrsmengen von Studenten (Umweltprobenbank 
1998) und von vergleichbaren Altersgruppen der Allgemein-
bevölkerung (BGS 1998) (angegeben ist der Median in Gramm/Tag 
bzw. Milliliter/Tag. Hervorgehoben sind die Lebensmittelgruppen bei 
denen sich die Verzehrsmengen der männlichen und weiblichen 
Studenten signifikant unterscheiden; Mann-Whitney-Test) 

Umwelt- 
probenbank Bundes-Gesundheitssurvey 

20 – 29 Jahre 18 – 24 Jahre 25 – 34 Jahre 

Männer Frauen

Lebensmittel- 
gruppe 

Männer Frauen Männer Frauen 

75 43 Fleisch 121 58 113 65 
14 7 Wurstwaren 60 27 64 28 
19 14 Fisch 8 5 11 10 
29 15 Geflügel 14 11 15 13 
9 9 Eier 21 15 23 20 

339 293 Milchprodukte 353 257 262 232 
79 93 Gemüse 157 151 157 172 
61 54 Salat 20 23 23 30 

121 93 Obst 92 151 100 146 
7 5 tierisches Fett 12 7 11 9 

12 10 pflanzliches Fett 18 14 18 13 
33 40 Süßwaren 48 39 46 33 
12 6 Alkohol 8 2 11 3 

300 300 Kaffee, Tee 73 49 340 300 
750 750 Mineralwasser 350 670 539 603 
295 295 Säfte 143 183 97 98 
161 0 Bier 143 0 179 0 
36 36 Wein 2 5 4 13 
0 0 Spirituosen 0 0 0 0 

1936 1632 Getränke gesamt - - - - 
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dian der Frauen: 0 Milliliter; p < 0,001). Studen-
tinnen bestritten ihren Alkoholkonsum praktisch 
ausschließlich mit Wein (einschließlich  Sekt  und  

Schaumwein: 36 Milliliter pro 
Tag). Härtere Alkoholika (Spi-
rituosen, Likör) wurden von 
beiden Geschlechtern praktisch 
nicht getrunken (Median 
jeweils 0 Milliliter pro Tag; 
Mittelwerte: 0,9 und 0,2 Milli-
liter pro Tag). Sonst waren 
keine geschlechtsabhängigen 
Unterschiede zu erkennen, ob-
wohl die verzehrten Mengen 
bei den männlichen Studenten 
in der Regel etwas höher sind – 
mit der Ausnahme von Gemüse 
(Tabelle 1).  

 
Zeitliche Trends 
Die Trends zur Ernährung der Studenten zeigten 
einen abnehmenden Konsum bei Fleischwaren, 
Eiern, Milchprodukten, tierischem Fett und Alko-
hol, aber auch bei Obst, Salat, sowie bei Obst- 
und Gemüsesäften (Tabelle 2). Steigende Ver-
zehrsmengen gab es bei Geflügel, Fisch, Süßwa-
ren und bei den Getränken – vor allem bei Mine-
ralwasser; gleich geblieben ist der Verzehr von 
Wurstwaren, Käse, pflanzlichem Fett und Ge-
müse. Besonders deutlich ist die Abnahme des 
Verzehrs von Fleisch (einschl. Wild) (siehe Ab-
bildung 1). Zu allen Erhebungszeitpunkten sind 
die Verzehrsmengen der Studentinnen geringer 
als die der Studenten. Zusätzlich ist der negative 
Trend bei den Studentinnen stärker ausgeprägt. 
Bezogen auf den gesamten Beobachtungszeit-
raum ging der Fleischkonsum der Studierenden 
um 60 % zurück. Vegetarische Ernährungsweise 
wird erst seit 2001 erfragt. Bezeichnet man je-
doch Teilnehmer, die keinerlei Verzehr von 
Fleisch (einschl. Wild), Wurstwaren, Geflügel 
und Innereien protokollierten, als „mutmaßliche 
Vegetarier“, dann ist deren Anteil zwischen 1985 
und 2003 von 2,6 % auf 9,3 % der Studenten 
(nach Modell-Anpassung: von 1,5 % auf 8,1 %) 
angestiegen. Im Gegensatz dazu hatten 1998 von 
den Teilnehmern am BGS nur 0,2 % Männer und 
0,5 % Frauen gar keinen Fleischkonsum angege-
ben [1]. Allerdings konzentrierte sich die fleisch-
lose Ernährung hier auf junge Frauen. 

Die Ernährungstrends der Allgemeinbevölkerung 
(ermittelt für 1987 – 1998, [1]) stimmten nur be-
züglich eines Rückgangs bei Eiern, isoliertem 

Fett und Alkohol mit denen der Studenten (1985 
– 2003) überein. Im Gegensatz zu diesen gab es 
bei der Allgemeinbevölkerung einen steigenden 

Verzehr bei Fleisch, Obst, Gemüse und Milch-
produkten. 

Bezogen auf das Jahr 1998 ernährten sich die 
Studenten gesünder als eine ungefähr gleich-
altrige Vergleichskohorte der Allgemeinbevölke-
rung. So waren die Verzehrsmengen insgesamt 
niedriger und von den als eher ungesund einge-
stuften Lebensmitteln, wie Fleischwaren, Wurst, 
Eiern und Fett, verzehrten die Studenten gerin-
gere Mengen. Nicht im Sinne einer gesunden Er-
nährung sind dagegen der niedrige Gemüse- und 
Obstverzehr (hier nur bei den Frauen) der Stu-
denten. Zusätzlich ist der Alkoholkonsum der 
Studenten höher als der der Gleichaltrigen in der 
Allgemeinbevölkerung, wobei jedoch der zeit-
liche Trend eine Reduktion anzeigt. 

In Teil 3, der in einer der nächsten Ausgaben des 
UMID erscheinen wird, werden Rauchverhalten, 
Zahnstatus und Allergien behandelt. 

Literatur 
1. Mensink, G. (2002): Was essen wir heute? Ernährungsver-

halten in Deutschland. Beiträge zur Gesundheitsberichter-
stattung des Bundes. Robert Koch-Institut 

2. Burger, M., Mensink, G. (2003): Bundes-Gesundheitssur-
vey: Alkohol. Konsumverhalten in Deutschland. Beiträge 
zur Gesundheitsberichterstattung des Bundes. Robert 
Koch-Institut 

3. Conover, W.J. (1980): Practical nonparametric statistics, 
2nd edition, John Wiley & Sons 

4. Conquest, L. (2000): Environmental monitoring: Investi-
gating associations and trends. In: Statistics in Ecotoxi-
cology (Edt. T. Sparks), Chichester, New York 
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Abb. 1: Verzehrsmengen der Studenten von Fleisch (einschließlich Wild) im 
Zeitraum 1985 – 2004; volle Quadrate: Frauen; leere Quadrate: Männer 
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Tabelle 2: Trends im Konsumverhalten der Studenten von 1985 – 2003; angegeben ist der Median in Gramm/Tag bzw. Milliliter/Tag. Hervorgehoben sind die Lebensmittelgruppen bei 
denen ein Trend nachweisbar ist (Mann-Kendall-Test auf Trend; p ≤ 0,05 [3]). In der Spalte 'Trend' sind die Zu- bzw. Abnahmen pro Jahr aufgeführt (geschätzt nach der linearen 
nicht-parametrischen Regressionsanalyse von Theil [3, 4]). 

Lebensmittelgruppe 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 Trend 
Fleisch, Wild 86 66 64 58 64 43 43 43 43 57 44 40 50 56 44 28 32 35 -1,8 
Wurstwaren 14 11 9 14 9 10 14 7 14 14 14 14 9 20 14 7 9 14 - 
Geflügel 10 10 10 10 10 8 16 13 10 16 21 23 21 29 20 21 21 21 +0,8 
Fisch 10 10 10 5 10 7 10 10 9 16 14 13 14 14 14 17 12 8 +0,3 
Eier 26 17 17 17 17 17 17 22 9 10 13 17 9 17 17 15 10 9 -0,5 
Milchprodukte u. Käse       502 537 444 463 377 524 387 394 443 334 351 357 399 340 290 -12 
davon Käse       46 43 50 71 48 54 43 43 33 29 29 29 59 70 66 - 
tierisches Fett 7 15 15 10 7 11 10 7 10 7 10 7 6 7 7 * * * -0,3 
pflanzliches Fett 15 15 15 15 15 14 14 14 14 13 14 14 10 14 10 14 15 14 - 
Gemüse       100 107 83 80 100 106 86 100 113 86 100 57 81 86 81 - 
Salat       64 64 43 50 50 55 57 71 71 57 43 43 43 43 43 -0,8 
Obst       194 200 100 102 150 126 100 100 119 105 125 77 86 98 110 -4 
Getreideprodukte                               227 260 261 - 
Nudeln                               36 53 53 - 
Reis                               18 18 18 - 
Kartoffeln                               52 51 55 - 
Süßwaren       43 43 36 30 43 50 43 43 43 43 50 43 48 48 53 +0,7 
Alkohol           7 18 8 6 7 8 7 7 5 8 5 3 4 -0,4 

Getränke gesamt       1158 1232 1708 2050 1605 1711 1639 1657 1721 1681 1568 1579 1690 1758 1790 +13 
davon Obst-/Gemüsesäfte       375 375 375 375 214 375 214 186 375 375 375 214 200 200 200 -2 
davon Mineralwasser       375 375 375 750 750 750 750 750 750 750 750 750 600 1000 1000 +21 
* Daten wegen veränderter Berechnung nicht vergleichbar 
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Studie zu Blei im Blut von Neugeborenen 
und ihren Müttern in Rheinland-Pfalz 2004 

 
Blei ist ein ubiquitäres Schwermetall. Es gelangt 
insbesondere über die Nahrung und das Trink-
wasser, in geringerem Ausmaß auch über Staub- 
oder Bodenpartikel in den Körper. Blei ist nicht 
essentiell und kann die Plazentaschranke passie-
ren. In den vergangenen Jahren hat sich die Blei-
belastung der Bevölkerung durch die Einführung 
von bleifreiem Benzin und weiteren Umwelt-
schutzmaßnahmen deutlich verringert. Als Maß 
für die Hintergrundbelastung gelten die Refe-
renzwerte der Kommission Human-Biomonito-
ring des Umweltbundesamtes (UBA). Die Werte 
für Kinder ab 6 Jahren und Erwachsene basieren 
auf den Ergebnissen des Umwelt-Surveys 
1990/92 bzw. 1998. Für jüngere Kinder liegen 
derzeit keine repräsentativen Daten aus Deutsch-
land vor. 

In Rheinland-Pfalz ist deshalb im Jahr 2004 vom 
Landesamt für Umwelt, Wasserwirtschaft und 
Gewerbeaufsicht und dem Ministerium für Um-
welt und Forsten das Projekt „Bleibelastungen im 
Blut von Neugeborenen und ihren Müttern in 
Rheinland-Pfalz“ mit 103 Mutter-Kind-Paaren 
durchgeführt worden. Das Blut der Neugeborenen 
wurde dabei aus der Nabelschnur gewonnen. 

Ein erfreuliches Ergebnis 
Die in diesem Projekt in Rheinland-Pfalz ermit-
telten Bleigehalte im Blut von Müttern und Neu-
geborenen sind sehr niedrig. Insgesamt lagen 27 
mütterliche und 60 kindliche Blutproben unter-
halb der Nachweisgrenze von 6 µg/l. Der höchste 
gemessene Wert betrug bei den Müttern 27, bei 
den Neugeborenen 23 µg/l. Das 95. Perzentil für 
die Mütter lag bei 22 µg/l, das für die Kinder bei 
14 µg/l. Für die Mütter entspricht dies etwa einem 
Drittel des Referenzwertes für Frauen im gebär-
fähigen Alter. Der statistisch abgeleitete Refe-
renzwert charakterisiert die Hintergrundbelastung 
und sagt noch nichts über die gesundheitliche Be-
deutung aus. Von Interesse ist daher der Ver-
gleich mit den toxikologisch abgeleiteten Human-
Biomonitoring (HBM)-Werten der Kommission 
Humanbiomonitoring. Sowohl die Mütter, als 

auch die Kinder liegen unterhalb des so genann-
ten HBM-I-Wertes, der mit 100 µg/l Vollblut an-
gegeben ist. Es ist weder bei den Neugeborenen, 
noch bei ihren Müttern mit einer gesundheitlichen 
Beeinträchtigung zu rechnen. 

Bezugsquellen 
Der vollständige Bericht ist erhältlich 

1. Landesamt für Umweltschutz, Wasserwirtschaft und Ge-
werbeaufsicht (LUWG), 
Frau Dr. Ramstöck 
Kaiser-Friedrich-Str. 7, 55116 Mainz 
Telefon: 06131 / 6033 1516,  
E-Mail: anja.ramstoeck@luwg.rlp.de 

2. Internet unter: 
www.muf.rlp.de , Tiere/Verbraucherschutz, Gesundheit-
licher Umweltschutz: 
www.muf.rlp.de/inhalt/104/download/BleibelastungenimBlu
t.pdf 
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Seite  10 UMID  3/2005 

Gesunder Wohlstand: Neue Lust am Konsum? 
Michael Wehrspaun, Martina Eick, Hedi Schreiber, Jutta Dürkop 

 

Müssen Konsumenten grundsätzlich ein schlech-
tes Gewissen haben? Bei einem Blick in die um-
weltethische Literatur der letzten dreißig Jahre 
drängt sich dieser Eindruck in teilweise massiver 
Weise auf. Eine wichtige Rolle haben dabei kul-
turelle Entwicklungen gespielt, welche von den 
Sozialwissenschaften unter dem Stichwort 
„postmaterialistische Orientierungen“ beschrie-
ben wurden. Im Kern geht es hier um ein Um-
weltbewusstsein, das durch den ‚Überdruss am 
Überfluss’ geprägt ist. Die aktuelle wirtschaft-
liche Entwicklung könnte dieses allerdings bald 
zum Erliegen bringen. 

Das Ende des Postmaterialismus? 
Gemäß den Repräsentativumfragen zum „Um-
weltbewusstsein in Deutschland“ gibt es durchaus 
noch Postmaterialisten. Dort konnte auch im 
Jahre 2004 [1] eine etwa 20 % der Bevölkerung 
umfassende Teilgruppe der ‚Umweltengagierten’ 
identifiziert werden. Charakteristisch für diese 
Menschen sind Werte wie Toleranz, Solidarität, 
Kreativität usw. Ebenso wesentlich: Die Zugehö-
rigkeit zur ‚Neuen Mitte’, also zu denjenigen so-
zialen Gruppen, die auch oft als 'Modernisie-
rungsgewinner' bezeichnet werden, weil sie pri-
vilegierte Lebensumstände (z. B. Wohnen in den 
besseren Wohngegenden) genießen können. 

Nun haben sich allerdings in jüngster Zeit die so-
zialen Verhältnisse wesentlich geändert: 

• Die zunehmend angespannte wirtschaftliche Si-
tuation in Deutschland verursacht einerseits 
Absturzängste des Mittelstandes und anderer-
seits neue Lebensbedingungen und persönliche 
Herausforderungen für Millionen Menschen, 
welche von den einschlägigen Sozialreformen 
betroffen sind. 

• Aktuell sind die Konsummuster durch eine ste-
tig sich verschärfende soziokulturelle Polarisie-
rung gekennzeichnet: Einerseits das Design für 
die gehobenen Ansprüche, andererseits der 
Preiskampf der Billigdiscounter, die sich in 
ausufernden Rabattschlachten ergehen (müs-
sen). 

• Die Politik muss darauf reagieren, und daher ist 
beispielsweise der „2. Armuts- und Reichtums-
bericht“ der Bundesregierung durch eine sehr 
dezidierte Wachstumsorientierung geprägt – 
nicht zuletzt durch den dabei explizit verlangten 
Paradigmenwechsel in der Gerechtigkeitsdis-

kussion hin zur Hilfe zur Selbsthilfe („capabi-
lities“-Ansatz), was eine deutliche Akzentver-
lagerung der Sozialpolitik in Richtung auf 
Chancengerechtigkeit bedeutet. 

Verlangt ist dabei ein nachhaltiges Wachstum. 
Allerdings: Weitere Akzeptanzverluste für um-
weltpolitische Maßnahmen sind angesichts der 
neuen sozialen Herausforderungen keinesfalls 
auszuschließen. Dem sollte die Umweltpolitik 
rechtzeitig begegnen. 

Umweltkommunikation erneuern 
Angesichts der notwendigen Kürze fassen wir 
unsere Argumente in drei Thesen zusammen: 

• These 1: Der sich abzeichnende Niedergang 
mancher bisher dominanter Formen der Um-
weltkommunikation kann eine große Chance 
für eine konstruktive Nachhaltigkeitskommuni-
kation bieten. 

Die im Rahmen des Postmaterialismus gepflegte 
Kulturkritik, welche die Konsumenten mit allge-
meinen Verzichts-, Askese- und Suffizienzforde-
rungen traktierte, verliert heute offenkundig an 
Aufmerksamkeit und Einfluss. Damit kann ein 
Raum für Argumentationsweisen frei werden, 
welche Wohlstandsstreben und Zukunftsverant-
wortung auf einen gemeinsamen Nenner zu brin-
gen versuchen. 

• These 2: Die Debatte um ein Neuverständnis 
von sozialer Gerechtigkeit enthält hervorra-
gende Anknüpfungspunkte für eine verbesserte 
Nachhaltigkeitskommunikation. 

Relevant darf dabei allerdings nicht nur die Frage 
„Wer kriegt wie viel?“ oder die Chancengleich-
heit sein – auch die Vorsorge vor gesundheit-
lichen Risiken und die Möglichkeiten zur Partizi-
pation müssen im Rahmen eines erneuerten Ge-
rechtigkeitsdiskurses zum Thema werden. 

• These 3: Oft wird in den einschlägigen Diskus-
sionen bislang übersehen: Die (scheinbar rein 
‚private’ eigene) Gesundheit der Menschen ge-
hört auch zum öffentlichen Wohlstand einer 
modernen Kultur. 

Denn schließlich sind Gesundheitsschädigungen 
in einer hochvernetzten (modernen Industrie-)Ge-
sellschaft in aller Regel mit erheblichen (Folge-) 
Kosten verbunden, die zu beträchtlichen Teilen 
von der Allgemeinheit getragen werden müssen.  
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Aus dieser Erkenntnis ergeben sich neue Chancen 
für eine verbesserte Nachhaltigkeitskommunika-
tion. Offenkundig wird das am Ernährungsver-
halten, d.h. bei der „Fast Food“-Problematik. In-
zwischen wird langsam erkannt, dass aus dem 
Problem der übergewichtigen Kinder beträcht-
liche Kosten für die Allgemeinheit entstehen 
können. Nicht anders steht es mit Gesundheitsge-
fährdungen, die mit Umweltproblemen assoziiert 
sein können, wie Allergien oder gesundheitliche 
Beeinträchtigungen durch Schadstoffe in Woh-
nungen oder verkehrsbedingte Umweltbelastun-
gen [2]. 

Ökologische Gerechtigkeit 
Soll mit dem „capabilities“-Ansatz eine echte 
Neuorientierung in der neuen Gerechtigkeitsde-
batte erreicht werden, dann muss damit auch eine 
Neubestimmung von Wohlstand einhergehen, die 
auf Nachhaltigkeit ausgerichtet ist, statt nur das 
Anhäufen privater (Wachstums-)Gewinne zu 
prämieren. Der gerechte Ausgleich für den Ein-
satz beim Bewahren öffentlicher Güter und für 
die Mitarbeit bei deren Weiterentwicklung – z. B. 
im Hinblick auf die städtische Lebensqualität – 
gehören ganz wesentlich dazu. Dabei muss es 
sich nicht zwangsläufig allein um finanzielle Be-
lohnungen handeln: Oft ist für die einschlägig en-
gagierten Menschen ein damit verbundener Ge-
winn an sozialer Anerkennung ebenso wichtig 
wie materielle Vorteile. 

Folglich muss ein umfassendes Konzept der 
Ökologischen Gerechtigkeit entwickelt werden. 
Dieses muss sowohl die Lebenschancen zukünfti-
ger Generationen berücksichtigen als auch den 
globalen Ausgleich zwischen den hochent-
wickelten Industriegesellschaften im Norden und 
den benachteiligten Ländern des Südens im Auge 
haben. Nicht weniger wichtig – und für die 
öffentliche Akzeptanz sogar besonders bedeutsam 
– sind Gerechtigkeitsfragen im Zusammenhang 
mit der zu erwartenden zukünftigen Wohlstands- 
und Wohlfahrtsentwicklung im konkreten Hier 
und Jetzt. 

So zeigt sich beispielsweise in den Studien zum 
„Umweltbewusstsein in Deutschland“, dass die 
weit verbreiteten negativen Zukunftseinschätzun-
gen – welche auf meist diffuse Bedrohungsge-
fühle aufbauen – von den Menschen in Deutsch-
land bereits heute als erhebliche Beeinträchtigun-
gen ihrer Lebensqualität wahrgenommen werden. 
Auch hierin verbergen sich beträchtliche 
Wohlstandsverluste. 

Insofern kann – und sollte – die Nachhaltigkeits-
kommunikation das von ihr zu vermittelnde Leit-
bild dezidiert als einen Politikansatz ins Spiel 
bringen, der auf eine Erhöhung von (Lebens-) 
Qualitätsansprüchen aus ist. Einen Ansatz, wel-
cher eine allgemeine Kultur der Nachhaltigkeit 
anstoßen und pflegen soll: Die eigene Gesundheit 
als Kultivierung des (Alltags-)Lebens, aber eben 
auch eine gesunde Umwelt als Kultivierung der 
mit den anderen Menschen zu teilenden 
Lebens(um)welt – bis hin zur Sicherung globaler 
Zusammenarbeit und Friedfertigkeit. Das ist auch 
der Sinn von ökologischer Gerechtigkeit – als 
Basis der (erneuerten) Umweltethik. 

Was ist zu tun? 
Es wird heute viel beklagt, auch in den Massen-
medien, dass die Menschen vor allem deswegen 
oft Zurückhaltung im Konsum üben, weil sie um 
die Dauerhaftigkeit des (eigenen) Wohlstands 
fürchten. Wirtschaftspolitisch ist aber eine neue 
Lust am Konsum eine grundlegende Bedingung 
für die Anregung einer hinreichenden Binnen-
nachfrage – ansonsten werden die von den 
meisten Ökonomen dringlich geforderten Wachs-
tumsimpulse ausbleiben. 

An dieser Stelle wird der ganz konkrete politische 
Stellenwert deutlich, den eine einschlägig verbes-
serte Umweltkommunikation haben kann: Gelingt 
es, die Menschen davon zu überzeugen, dass die 
Ausrichtung der Konsummuster am Leitbild der 
Nachhaltigkeit zu einem sinnerfüllten Leben in 
Frieden und Wohlstand führen kann, dann wird 
auch der Zukunftsoptimismus wieder steigen. 
Und dieser hat sich immer wieder als eine not-
wendige Voraussetzung für wirtschaftliche Pros-
perität erwiesen. 

Allerdings: Diese Zusammenhänge und Chancen 
müssen den Menschen erst einmal wirklich deut-
lich gemacht werden. Noch allzu oft läuft die 
Umweltkommunikation in einer anderen, eher auf 
Zukunftspessimismus ausgerichteten Richtung. 
Hier eine grundlegende Umkehr einzuleiten, ist 
immer noch eine zentrale Aufgabe. 
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(Hrsg.): Umwelt und Gesundheit in Deutschland. Bei-
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Nachbemerkung: Teile des Artikels wurden ver-
wendet in der Veröffentlichung von Wehrspaun, 
Michael: „Gesunder Wohlstand. Vom Postmate-
rialismus zur zukunftsfähigen Lebensqualität“ in: 
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nachhaltiges Konsumieren und Produzieren. 
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Lokale Agenda 21 
Kommunale Umwelt gesundheitsfördernd 

gestalten 
Thomas Holzmann und Hedi Schreiber  

 
 
 
 
Am 14./15. April 2005 fand in Berlin die Fachta-
gung „Lokale Agenda 21 – Umwelt und Gesund-
heit“ unter dem Motto „Kommunale Umwelt ge-
sundheitsfördernd gestalten“ statt. Die Tagung ist 
Teil des Forschungsvorhabens „Handbuch ‚Lo-
kale Agenda 21 – Umwelt und Gesundheit’“. Im 
Rahmen des Vorhabens wurden eine Umfrage bei 
allen kreisfreien Städten und Landkreisen mit 
Lokale-Agenda-Beschluss, eine Befragung der 
Länderministerien für Umwelt und für Gesund-
heit und eine Expertenbefragung sowie Fall-
studien in den Städten Heidelberg, Magdeburg, 
München und Viernheim durchgeführt und die 
Ergebnisse in einer Expertise zusammengestellt. 
Diese Ergebnisse wurden auf der Tagung 
vorgetragen und diskutiert. 

Das Vorhaben wird im Auftrag des Umweltbun-
desamtes aus dem Umweltforschungsplan (UFO-
PLAN) des Bundesumweltministeriums gefördert 
(FKZ 204 61 218/01) und dient der Umsetzung 
des Aktionsprogramms Umwelt und Gesundheit 
(APUG). Es wird von einem Projektkonsortium 
unter Federführung des Deutschen Instituts für 
Urbanistik (DifU), Berlin, durchgeführt. Ziel ist 
die Erarbeitung eines Handbuchs, das den Kom-
munen eine Hilfestellung für die zukünftig stär-
kere Berücksichtigung von Umwelt und Gesund-

heit auf lokaler Ebene gibt. Als Ergebnis der bis-
herigen Arbeiten und der Tagung wird das Hand-
buch eine Zusammenstellung von „Gute-Praxis“-
Beispielen enthalten.  

Interessierte finden die Vorträge und Präsentatio-
nen der Tagung auf der APUG-Homepage unter 
www.apug.de/lokales/agenda21-handbuch.htm 
sowie beim DifU unter www.difu.de/seminare/ 
dokumente/.  

Die Ergebnisse des Projektes, dessen Laufzeit im 
Oktober 2005 endet, werden zu gegebener Zeit 
auf der APUG-Internetseite (www.apug.de) und 
im UMID vorgestellt werden. 

Im Folgenden wird der von Dr. Thomas Holz-
mann, Vizepräsident des UBA, gehaltene Vortrag 
zum Thema „Aktionsprogramm Umwelt und 
Gesundheit“ ungekürzt abgedruckt. 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, 

zur heutigen Tagung „Lokale Agenda 21 - Um-
welt und Gesundheit“, die im Rahmen des Akti-
onsprogramms Umwelt und Gesundheit stattfin-
det, begrüße ich Sie im Namen des Umweltbun-
desamtes und der am Aktionsprogramm beteilig-
ten Behörden. 

mailto:mMichael.wehrspaun@uba.de
mailto:hedi.schreiber@uba.de
http://www.apug.de/lokales/agenda21-handbuch.htm
http://www.difu.de/seminare/dokumente/
http://www.difu.de/seminare/dokumente/
http://www.apug.de/
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Das deutsche Aktionsprogramm – kurz APUG – 
wurde 1999 zur 3. Konferenz der Europäischen 
Umwelt- und Gesundheitsminister der WHO-
Region Europa vorgelegt. Das Programm ist da-
mit eingebunden in internationale Aktivitäten – 
ebenso wie der Agenda-21-Prozess, der 1992 auf 
der Weltkonferenz in Rio de Janeiro beschlossen 
wurde. Die Agenda 21 enthält in ihren verschie-
denen Kapiteln auch ein Kapitel zum Schutz und 
zur Förderung der menschlichen Gesundheit. 
Dies zeigt die Bedeutung von Umwelt und Ge-
sundheit sowie der Durchführung von Aktivitäten 
auf der lokalen Ebene als zentrale Elemente der 
Nachhaltigkeitsstrategie. 

Ziel des deutschen Aktionsprogramms ist die 
Verbesserung des Schutzes der Gesundheit vor 
schädlichen Umwelteinflüssen durch die stärkere 
Verknüpfung von Umwelt und Gesundheit. 
„Stärkere Verknüpfung“ bedeutet dabei sowohl 
die organisatorisch engere Zusammenarbeit 
zwischen Behörden, Institutionen und Organisati-
onen, als auch die thematisch engere Verknüp-
fung der beiden Politikbereich durch einen ganz-
heitlichen Ansatz. 

In der Bevölkerung ist das Interesse am Thema 
Umweltschutz ebenso wie am Thema Gesund-
heitsschutz sehr groß: Die von BMU/UBA in 
Auftrag gegebene Studie „Umweltbewusstsein in 
Deutschland 2004“ hat u.a. gezeigt, dass jeweils 
mehr als 90 % der Bevölkerung wirksamen Um-
weltschutz und die Sicherung der Gesundheits-
vorsorge für wichtig halten. Auch glauben 75 % 
der Deutschen, dass die Gesundheit unserer Kin-
der und Enkelkinder stark durch Umwelt-
probleme belastet sein wird – und zwar schon in 
den kommenden 25 Jahren. 

Es sollte daher ein Anliegen der Umweltpolitik 
nicht nur des Bundes, sondern insbesondere auch 
der Länder und Kommunen sein, ihren Beitrag 
für den Schutz der Gesundheit der Bevölkerung 
durch ihre Umweltpolitik offensiv darzustellen. 
Die Einbindung von Gesundheitsaspekten in die 
Lokale Agenda 21 ist dabei von besonderer Be-
deutung. 

In der öffentlichen Darstellung wird Umwelt-
schutz häufig allein auf den Schutz der Umwelt 
und damit auf etwas für viele Menschen abstrakt 
Bleibendes bezogen. Der Bezug zum Individuum 
im Sinne von „Umweltpolitik ist Gesundheits-
schutz und sichert die Lebensgrundlage“ fehlt 
oftmals.  

Ein konsequentes Aufzeigen dieses Zusammen-
hangs könnte die Akzeptanz und Unterstützung 
der Umweltpolitik in der Bevölkerung erheblich 
stärken – insbesondere auch bei der Durchfüh-

rung lokaler Aktivitäten. Gleichzeitig würde eine 
Verankerung des Verständnisses von „Umwelt-
schutz als Gesundheitsvorsorge“ auch einen An-
reiz für ein umwelt- und gesundheitsbewussteres 
Verhalten in der Bevölkerung bieten. 

Die Sorge um die Gesundheit und um die Zukunft 
nachwachsender Generationen sowie das Inte-
resse am Umweltschutz bieten günstige Aus-
gangsvoraussetzungen, das Thema gesundheits-
bezogener Umweltschutz in breiten Bevöl-
kerungsschichten zu verankern. Die auch emo-
tional besetzten Themen Gesundheit, Zukunft der 
Kinder und Umweltschutz stärken sich zudem 
gegenseitig. Wir bezeichnen dies als „Motiv-
allianzen“.  

Eine deutliche Verknüpfung von Umwelt und 
Gesundheit dürfte somit zu einer noch wesentlich 
besseren Unterstützung der Umweltpolitik durch 
die Bevölkerung führen. Auch „unliebsame“ 
umweltpolitische Maßnahmen können vor diesem 
Hintergrund an Akzeptanz und Popularität ge-
winnen, wenn die Sorge um die Gesundheit deut-
lich in den Vordergrund gestellt wird. Das Thema 
Umwelt und Gesundheit hat das Potenzial, auch 
diejenigen Menschen mit in das „Umwelt-Boot“ 
zu holen, denen das Thema bislang weniger 
wichtig war. Daraus könnten auch neue Impulse 
für die „Lokale Agenda 21“ erwachsen. 

Es ist wichtig, dass bei allen Beteiligten deutlich 
wird, dass Umweltpolitik einen doppelten Nutzen 
hat: Sie schützt die Umwelt und die Gesundheit. 
Umweltpolitik in diesem Sinne voranzubringen, 
ist ein Kernanliegen der am Aktionsprogramm 
Umwelt und Gesundheit beteiligten Behörden.  

Das Aktionsprogramm wird vom Bundesum-
weltministerium und vom Bundesgesundheitsmi-
nisterium sowie seit dem Jahre 2002 auch vom 
Bundesverbraucherschutzministerium durchge-
führt. Es wird begleitet von den wissenschaft-
lichen Bundesoberbehörden Bundesinstitut für 
Risikobewertung, Bundesamt für Strahlenschutz, 
Robert Koch-Institut und Umweltbundesamt, in 
dem auch die APUG-Geschäftsstelle angesiedelt 
ist.  

Aus der Vielzahl der APUG-Aktivitäten möchte 
ich einige Beispiele herausgreifen und an ver-
schiedenen Themenfeldern ausgewählte Arbeits-
schwerpunkte im APUG darstellen:  

• Verbesserung des Informations-
managements 
Die Verbesserung der Information der Bevölke-
rung und der Fachöffentlichkeit über die Zusam-
menhänge zwischen Umwelt und Gesundheit ge-
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hört zu den vordringlichen Aufgaben im APUG. 
Die hohe Nachfrage nach den erstellten Materia-
lien zeigt das große Interesse der Öffentlichkeit 
am gesundheitsbezogenen Umweltschutz. 

Zu den Aktivitäten gehört u.a. der Aufbau einer 
Internetseite, die über APUG, aber auch über na-
tionale und internationale Entwicklungen im Be-
reich Umwelt und Gesundheit berichtet. Für Kin-
der wurde eine spezielle Internetseite zu Umwelt 
und Gesundheit erarbeitet. Beide Internetpräsen-
tationen werden laufend aktualisiert.  

Von den am APUG beteiligten Bundesoberbe-
hörden wurden verschiedene gemeinsame Ver-
öffentlichungen zur Information der Bevölkerung 
über die Zusammenhänge zwischen Umwelt und 
Gesundheit erstellt. Als Beispiel möchte ich die 
Broschüre „Umwelt und Gesundheit in Deutsch-
land“ nennen, die das Thema erstmals auch für 
die breite Öffentlichkeit umfassend darstellt. Die 
erste Auflage von 7.000 Exemplaren war nach 
einer Woche fast vergriffen! 

Ein weiterer Beitrag zur Verbesserung der Infor-
mation über Umwelt und Gesundheit ist die ge-
meinsame Herausgabe des Umweltmedizinischen 
Informationsdienstes UMID durch die am APUG 
beteiligten Behörden. Der kostenlose und eben-
falls gut nachgefragte Dienst erscheint mehrfach 
jährlich und enthält Informationen zu Umwelt, 
Gesundheit und Verbraucherschutz. 

• Beurteilung umweltbedingter 
Gesundheitsrisiken 
Umweltbedingte Gesundheitsrisiken – insbeson-
dere für Kinder – gehören zu den Themen, die die 
Menschen zu Recht besonders bewegen. Das 
Thema „Kinder“ steht daher auch im Mittelpunkt 
des APUG. Hierzu wurden und werden For-
schungsvorhaben und Veranstaltungen durchge-
führt sowie Informationsmaterialien bereitge-
stellt. So wurde u. a. für die Fachöffentlichkeit 
eine Broschüre über die besondere Empfindlich-
keit von Kindern erstellt. Darin enthalten ist auch 
eine Zusammenstellung der kinderspezifischen 
Sicherheitsfaktoren bei der Ableitung von Grenz-
werten. Zur Information der Öffentlichkeit wird 
in Kürze das Heft „Gesunde Umwelt – gesunde 
Kinder“ erscheinen. 

Zur repräsentativen Erhebung der Gesundheits-
situation von Kindern und deren Belastung durch 
bestimmte Umweltschadstoffe und -einflüsse 
wird derzeit erstmals in Deutschland ein Kinder-
Umwelt-Survey durchgeführt. Der Kinder-Um-
welt-Survey ist ein Modul im Nationalen Kinder- 
und Jugendgesundheitssurvey. International gel-
ten diese Untersuchungen als beispielhaft. 

Ein weiteres Thema, das die Öffentlichkeit be-
wegt, ist die Multiple Chemikalienüberempfind-
lichkeit (MCS). Dieses Krankheitsbild wurde da-
her im APUG in mehreren Forschungsvorhaben 
ausführlich untersucht. 

• Verbesserung der Risikokommunikation 
Die Zusammenhänge zwischen Umwelt und Ge-
sundheit sind sehr komplex und die adäquate 
Kommunikation zwischen Behörden und gegen-
über der Öffentlichkeit ist oftmals schwierig. Zur 
Verbesserung der Risikokommunikation wurde 
im Rahmen des APUG ein Leitfaden für Behör-
den erarbeitet. Die Erprobung der praktischen 
Umsetzung der Empfehlungen wird in Kürze in 
zwei Bundesbehörden anlaufen.  

• Umwelt- und Gesundheitsbeobachtung 
Die Beurteilung des Einflusses der Umwelt auf 
die Gesundheit erfordert ein System der Umwelt- 
und Gesundheitsbeobachtung. Zur Verbesserung 
der derzeitigen Situation wird im Rahmen des 
APUG eine Evaluation der gesundheitsbezogenen 
Umweltbeobachtung in Deutschland vorgenom-
men. Die Bearbeitung erfolgt in enger Zusam-
menarbeit mit verschiedenen Bundesländern. 

Die Mitarbeit an einem WHO-Projekt zur Ent-
wicklung von Indikatoren für Umwelt und Ge-
sundheit gehört ebenfalls in dieses Themenfeld. 

• Gesundes Wohnen 
Gesundes Wohnen ist ein sehr wichtiger Arbeits-
schwerpunkt, da sich Mitteleuropäer im Durch-
schnitt 80 – 90 % der Zeit in geschlossenen Räu-
men aufhalten. Die Gewährleistung einer gesun-
den Innenraumluft ist daher für die Gesundheit 
von großer Bedeutung.  

APUG-Themen sind insbesondere die Sicherung 
der Raumluftqualität in energetisch sanierten 
Altbauten, die Bewertung und Sanierung des 
Auftretens von Schimmelpilzen in Wohnungen 
oder die Radonbelastung in Innenräumen. Zur In-
formation der Öffentlichkeit wird in der kom-
menden Woche die Broschüre „Gesünder Woh-
nen – aber wie?“ veröffentlicht (Anmerkung der 
Redaktion: Die Broschüre wurde am 20. April 
2005 herausgebracht, siehe auch UMID 2/2005, 
S. 15-16). 

• Produktbezogener Gesundheitsschutz 
Dieser APUG-Schwerpunkt steht in engem Zu-
sammenhang zum Themenfeld „Gesundes Woh-
nen“. Als Beispiel aus diesem Arbeitsfeld möchte 
ich die verstärkte Einbeziehung von Gesundheits-
aspekten bei der Vergabe des Umweltzeichens – 
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besser bekannt als der „Blaue Engel“ – nennen. 
Eine Vielzahl von Produkten aus dem Wohnbe-
reich wurde bereits mit dem „Blauen Engel“ aus-
gezeichnet. Beispielhaft genannt seien Lacke, 
Wandfarben, Fußbodenbeläge wie Parkett, Lami-
nat und Linoleum, Spanplatten, Bodenbelagskle-
ber und Möbel. Für weitere Produkte im Wohn-
raum, aber auch für andere gesundheitsrelevante 
Anwendungsbereiche, werden derzeit Vergabe-
grundlagen vorbereitet.  

• Lokale Aktivitäten 
Fünf Modellprojekte in Deutschland erproben, 
wie eine gesunde Wohnumwelt für Kinder und 
Jugendliche im Rahmen der Stadtplanung erreicht 
werden kann. An den Arbeiten beteiligt sind Be-
hörden, Vereine, Initiativen sowie Bildungs- und 
Forschungseinrichtungen. 

Das Projekt „Lokale Agenda 21 – Umwelt und 
Gesundheit“ gehört auch zu diesem Arbeits-
schwerpunkt. 

Dies waren einige Beispiele aus dem breiten 
Themenfeld des Aktionsprogramms Umwelt und 
Gesundheit. Weitere Informationen über die 
APUG-Aktivitäten erhalten Sie auf den APUG-
Internetseiten (www.apug.de) und durch die 
veröffentlichten Materialien. Derzeit wird an 
einem Gesamtbericht gearbeitet, der eine umfas-
sende Zusammenstellung aller APUG-Aktivitäten 
enthalten wird. 

Die Arbeiten am APUG haben gezeigt, wie 
wichtig die Verknüpfung der Politikbereiche 

Umwelt und Gesundheit auf allen politischen 
Ebenen ist. Auch international findet die Verbin-
dung dieser Politikbereiche zunehmend Beach-
tung. So wurde im Juni 2004 zur 4. Konferenz der 
Europäischen Umwelt- und Gesundheitsminister 
der WHO-Region Europa von der Europäischen 
Kommission ein „Aktionsplan Umwelt und Ge-
sundheit 2004 – 2010“ vorgelegt.  

Das Aktionsprogramm Umwelt und Gesundheit 
profitiert von der engen Zusammenarbeit der be-
teiligten Ressorts, Bundesoberbehörden, Landes-
umwelt- und Landesgesundheitsbehörden sowie 
Nichtregierungsorganisationen. Die Landes-
ministerien werden derzeit – auch vor dem Hin-
tergrund der europäischen Initiativen – verstärkt 
in die Arbeiten eingebunden, ebenso die kommu-
nale Ebene.  

Ich hoffe, dass wir dem Ziel einer zukünftig bes-
seren Vernetzung von Umwelt und Gesundheit 
durch das Forschungsprojekt zur Lokalen Agenda 
21 näher kommen werden und wünsche Ihnen für 
die Tagung interessante Diskussionen und eine 
erfolgreiche Arbeit. 

 
 

Kontaktadresse 
Dr. Hedi Schreiber, Umweltbundesamt,  
Fachgebiet II 1.1 „Umwelthygiene und Umweltmedizin, 
gesundheitliche Bewertung“/Geschäftsstelle 
Aktionsprogramm Umwelt und Gesundheit,  
Corrensplatz 1, 14195 Berlin,  
E-Mail: apug@uba.de  

 

 
 

http://www.apug.de/
mailto:apug@uba.de
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Baden macht Spaß und ist auch gesund 
Jutta Dürkop, Juan Lopez-Pila, Regine Szewzyk 

 
Baden und Schwimmen gehören in Deutschland 
zu den beliebtesten Freizeitaktivitäten. Badestel-
len an Flussläufen und Binnenseen und an der 
Küste von Nord- und Ostsee sind daher in den 
Sommermonaten gut besucht. Schwimmen ist 
obendrein gesundheitsfördernd. Denn hierbei 
werden beispielsweise sehr viele unterschiedliche 
Muskelgruppen beansprucht. Das verbessert nicht 
nur die Durchblutung und regt das Herz-Kreis-
laufsystem an, sondern hilft auch bei Haltungs-
schäden, Verspannungen und Gelenkproblemen. 

Gesundheitliche Risiken minimieren 
und vermeiden 
Baden an natürlichen Gewässern kann aber auch 
mit einigen gesundheitlichen Risiken verbunden 
sein. Das Spektrum reicht von Schnittverletzun-
gen, Schürfwunden bis hin zum Ertrinken. Vom 
Wasser selbst können Erkrankungen mit Fieber, 
Erbrechen und Durchfall ausgehen und zwar 
dann, wenn bestimmte Krankheitserreger – 
vermutlich durch Einleitungen aus Kläranlagen 
und Mischwasserüberläufen – in Gewässer ge-
langen. 

Mit dem Abwasser werden auch Nährstoffe ein-
getragen, vor allem Phosphor- und Stickstoffver-
bindungen, die zu einer Massenentwicklung von 
Algen (Algenblüte) führen. Besonders Blaualgen 
bilden Toxine und Allergene, die Hautausschläge, 
seltener auch Vergiftungen, verursachen können. 
Eine starke Trübung des Gewässers kann außer-
dem die Rettung Ertrinkender behindern. 

Damit die vom Gewässer ausgehenden gesund-
heitlichen Risiken möglichst gering und unter 
Kontrolle bleiben, werden die offiziellen, re-
gistrierten Badestellen an Binnen- und Küsten-
gewässern vor und während der Badesaison – in 
Deutschland auf Länderebene – überwacht. 
Grundlage für die Landesverordnungen ist die 
EG-Richtlinie über die „Qualität der Badegewäs-
ser (76/160/EWG)“ vom 8. Dezember 1975, nach 
der von den Mitgliedsstaaten die darin festgeleg-
ten Grenzwerte einzuhalten und die empfohlenen 
Richtwerte anzustreben sind. Demzufolge sollen 
natürliche Badegewässer möglichst wenig patho-
gene Mikroorganismen enthalten, den Gehalt an 
bestimmten Indikatororganismen nicht über-
schreiten und eine Sichttiefe von mindestens 1 m 
besitzen. 

Zu den Indikatororganismen gehören Escherichia 
coli (E. coli) und Coliforme. Das Bakterium 
E coli ist ein Indikator für die fäkale Verunreini-
gung. Dieses in der Regel harmlose Bakterium 
kommt im Darm von Mensch und Tier vor, ge-
langt mit fäkalbelasteten Abwässern in die Ge-
wässer und weist auf entsprechende Verschmut-
zung hin. Die EG-Richtlinie schreibt vor, dass 
Badegewässer höchstens 2.000 E. coli-Bakterien 
in 100 ml Wasser enthalten dürfen. Die so ge-
nannten Coliformen sind Bakterien, die auch 
außerhalb des Darms leben. Sie dürfen in Bade-
gewässern bis zu einer Konzentration von 10.000 
Bakterien in 100 ml nachweisbar sein. Außer die-
sen Werten, die als Grenzwerte bezeichnet wer-
den, gibt die EG-Badegewässerrichtlinie niedri-
gere und daher strengere Werte vor, die möglichst 
anzustreben sind. Diese werden als Richtwerte 
bezeichnet (100 E. coli/100 ml und 500 Coli-
forme/100 ml). 

EU-Bericht über die Badesaison 2004 
liegt vor 
Die Europäische Kommission gibt jährlich im 
Mai einen Bericht über die „Qualität der Bade-
gewässer“ jeweils über die Badesaison des Vor-
jahres heraus. Grundlage sind die nationalen 
Badegewässerberichte der Mitgliedsstaaten der 
EU. Das Umweltbundesamt (UBA) ist mit der 
Erstellung des nationalen Badegewässerberichtes, 
der über das Bundesumweltministerium (BMU) 
der Europäischen Kommission zugeleitet wird, an 
der Vorbereitung des EU-Berichtes beteiligt. Der 
Bericht für die Badesaison 2004 liegt nun vor und 
ist auf dem Server Europa der Kommission auf 
der Homepage der Generaldirektion Umwelt ab-
rufbar (www.europa.eu.int/water/water-
bathing/report.html).  

Stetige Verbesserung der deutschen 
Badegewässer 
Im Jahr 2004 wurden 1.561 Messstellen an Bin-
nengewässern und 390 Messstellen im Küstenbe-
reich überwacht. Es zeichnet sich ab, dass sich 
der Trend der kontinuierlichen Verbesserung der 
Badegewässerqualität fortsetzt. Der Anteil der 
Messstellen, an denen nicht nur die Grenzwerte, 
sondern auch die strengeren Richtwerte ein-
gehalten werden, nahm weiter zu (siehe Abbil-
dungen 1 und 2) und ist ein Ergebnis der Sanie-
rungs- und Vorbeugemaßnahmen der Länder. 

http://www.europa.eu.int/water/water-bathing/report.html
http://www.europa.eu.int/water/water-bathing/report.html
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Dennoch blieb es nicht aus, dass zum Schutz der 
Badenden besonders an Binnengewässern ver-
einzelt Badeverbote ausgesprochen wurden.  

Novellierung der EG-Richtlinie in 
Vorbereitung 
Seit einigen Jahren wird unter Berücksichtigung 
neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse eine No-
velle der Badegewässerrichtlinie vorbereitet. Der 
aktuelle Text wurde im Juni 2004 vom Umwelt-
ausschuss der EU-Mitgliedsstaaten akzeptiert und 
wird nun dem Europäischen Parlament vorgelegt 
Es ist nicht damit zu rechnen, dass der endgültige 
Text der Richtlinie vor 2006 veröffentlicht wird. 

Die Novellierung war notwendig geworden, weil 
epidemiologische Studien unter Badenden den 
Verdacht erhärtet hatten, dass die zur Zeit gülti-
gen Grenzwerte zu hoch waren. So wurde eine 
erhöhte Anzahl von Erkrankungen auch nach dem 
Baden in solchen Gewässern beobachtet, in denen 

die EG-Grenzwerte eingehalten wurden. Zu den 
Erkrankungen gehörten leichte, einige Tage dau-
ernde, ohne Behandlung von selbst ausheilende 
Durchfälle. Schwere Krankheitsverläufe traten 
nicht auf. 

Die wichtigsten Merkmale des gegenwärtigen 
Textes der zukünftigen Novelle, der einen Ge-
meinsamen Standpunkt aller 25 EU-Staaten dar-
stellt, sind die Folgenden: Neufestsetzung der 
Leit- und Grenzwerte für die mikrobiologischen 
Parameter, Festlegung von schärferen Grenzwer-
ten für Küstengewässer und – als zusätzlicher Pa-
rameter mit Warnfunktion im Hinblick auf 
Krankheitserreger – die Aufnahme eines Grenz-
wertes für Darmenterokokken. Außerdem enthält 
der Gemeinsame Standpunkt eine neue Berech-
nung für die Bemessung der Badegewässerquali-
tät und sieht eine aktive Mitwirkung des Badege-
wässerbetreibers bei der Vermeidung oder Besei-
tigung von Wasserverschmutzungen vor.  

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abbildung 1: Badegewässerqualität der untersuchten Badegebiete an deutschen Binnengewässern 1992 – 2004 
(Quelle: www.europa.eu.int/water/water-bathing/report.html) 

http://www.europa.eu.int/water/water-bathing/report.html
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Abbildung 2: Badegewässerqualität der untersuchten Badegebiete an Nord- und Ostseeküste (Quelle: 
www.europa.eu.int/water/water-bathing/report.html 
 
 
Erläuterung zu den Abbildungen: 
  C(I):  Anteil der Badestellen, die den Grenzwert eingehalten haben  
  C(G):  Anteil der Badestellen, die den Richt- und Grenzwert eingehalten haben  
  NF:  Anteil der Badestellen, die nicht ausreichend beprobt wurden 
  NB:  Anteil der Badestellen mit Badeverbot während der Badesaison 
  NC:  Anteil der Badestellen, die den Grenzwert nicht einhielten 
  NS:  Anteil der Badestellen, die nicht beprobt oder von denen keine Daten verfügbar sind  
 
 
Bei der Erarbeitung des Gemeinsamen Stand-
punktes, der als ein akzeptabler Kompromiss aller 
25 EU-Mitgliedsländer zu betrachten ist, hat sich 
Deutschland zum Wohl aller EU-Bürger, insbe-
sondere aber für den Schutz der Gesundheit der 
Millionen deutschen Touristen, die jährlich 
Strände im Ausland aufsuchen, für strengere 
Grenzwerte eingesetzt und diese für Küstenge-
wässer auch durchgesetzt. Dieser „Gemeinsame 
Standpunkt“ und dessen Konsequenzen für die 
deutschen Badegewässer wurden ausführlich in 
einem Beitrag im Bundesgesundheitsblatt behan-
delt (siehe [1]). Hierbei werden auch die Ergeb-
nisse der deutschen Badegewässerstudie [2] in die 
Betrachtungen einbezogen. 

Literaturnachweis 
1. Dizer, H., S. Wolf, M. Fischer et al.: Die Novelle der EU-

Badegewässerrichtlinie. Aspekte der Risikobewertung bei 
der Grenzwertsetzung. Bundesgesundheitsbl – Gesund-
heitsforsch – Gesundheitsschutz 48 (5), 2005, 607 - 614 

2. Wiedenmann, A., P. Krüger, S. Gommel et al.: Epide-
miological determination of disease risks from bathing. 
Abschlussbericht zu einem FuE-Vorhaben (FKZ 298 61 
503) im Auftrag des Umweltbundesamtes, Berlin, 2004 

Kontaktadresse 
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Schwere Gesundheitsbeeinträchtigung 
durch Backmohn bei Säugling 

Helga Michalak 
 
Das Giftinformationszentrum Erfurt hat dem 
Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) bei 
einem 6 Wochen alten Säugling eine schwere ge-
sundheitliche Beeinträchtigung mit Atemdepres-
sion bis zum Atemstillstand mitgeteilt (Arztbe-
richt und toxikologische Untersuchung wurden 
nachgereicht). Die Mutter hatte dem Kind zum 
Durchschlafen nach dem Tipp eines Backrezeptes 
die abgeseihte Milch vom Backmohn gegeben. 
Das Backbuch „Backen ohne Schnickschnack“ 
von Günter Richter (Edition XXL) gibt folgende 
Empfehlung: „Oma hat erzählt, dass man in 
Schlesien die abgeseihte Milch vom Mohn den 
Babys gab. Dann hätten sie durchgeschlafen“.  

Das Kind hatte 75 ml abgeseihter Milch aus einer 
Mischung von 200 g Mohn in 500 ml Milch ge-
kocht und mit Honig angereichert erhalten. Die 
Mutter hatte glücklicherweise anstelle der emp-
fohlenen 400 g Mohn nur die Hälfte genommen.  

Das Kind musste beatmet und mit Antidot behan-
delt werden. Nach 10 Tagen konnte es gesund aus 
dem Krankenhaus entlassen werden.  

Symptome/Verlauf: 
Die Kindesmutter hatte dem Säugling gegen 
23:00 Uhr einen Mohnaufguss nach obigem Re-
zept zum Durchschlafen verabreicht. Das kleine 
Mädchen weinte kurzzeitig gegen 2:00 Uhr und 
schlief dann wieder ein. Kurze Zeit später 
röchelte es und atmete unregelmäßig. Die statio-
näre Einweisung erfolgte über den Notarzt.  

Der Allgemeinzustand des Säuglings war bei sta-
tionärer Aufnahme bedrohlich. Sein Bewusstsein 
war getrübt, er reagierte kaum auf Schmerzreize. 
Bei der Einatmung waren Stridorgeräusche hör-
bar, die engen Pupillen zeigten keine Lichtreak-
tion und die Haut war blass-grau-zyanotisch-
marmoriert.  

Das Kind wurde zunehmend ateminsuffizient und 
zeigte mehrfach Sauerstoffsättigungsabfälle bis 
auf 67 %. Da ein Atemstillstand drohte, wurde 
eine Maskenbeatmung durchgeführt. Wegen des 
Verdachtes einer Opiat-Intoxikation wurde eine 
intravenöse Antidotbehandlung mit Naloxon mit 
insgesamt sechs Einzeldosen vorgenommen. Das 
führte zu ausreichender Eigenatmung.  

Der Verdacht auf die Intoxikation bestätigte sich 
noch am gleichen Tag: Denn im Urin wurden ein 
Morphinspiegel von 18,2 mg/l und ein Codein-

spiegel von 317 µg/l nachgewiesen. Am Folgetag 
war der Morphingehalt auf 627 µg/l und der 
Codeingehalt auf unter 5 µg/l gesunken, im Se-
rum betrug der Morphinspiegel 4,3 µg/l.  

Im weiteren Verlauf traten noch Temperaturerhö-
hung und Durchfall auf. Nach 10 Tagen konnte 
das Kind in gutem Allgemeinzustand in die am-
bulante Betreuung entlassen werden.  

Der verwendete Mohn wurde ebenfalls unter-
sucht. Er hatte einen Morphingehalt von 0,1 % 
und einen Codeingehalt von 0,003 %. 

Abbildung: Papaver somniferum  Schlafmohn, Garten-
Mohn (Aus Frohne, Pfänder: „Giftpflanzen“, 5. Auflage 
(2004), Seite 289, Wissenschaftliche Verlagsge-
sellschaft mbH, Stuttgart) 

Hinweise:  
Der Schlafmohn (Papaver somniferum) ist seit ca. 
3000 v. Chr. als Arzneipflanze bekannt. Heute 
darf er offiziell nur noch in wenigen Ländern 
(Indien, Türkei, Griechenland u.a.) zur Opium- 
und Alkaloidgewinnung angebaut werden. Zu den 
Hauptalkaloiden im Milchsaft des Schlafmohns 
gehören Morphin, Codein, Narcotin, Thebain und 
Papaverin. Ihr prozentualer Anteil schwankt in 
Abhängigkeit von der Sorte und von den Wachs-
tumsbedingungen (Bodenverhältnisse und 
Klima). Im getrockneten Milchsaft (Opium) sind 
durchschnittlich 15 % Morphin, 5 % Narcotin, 
1 % Codein, 1 % Papaverin und 0,5 % Thebain 
enthalten.  

Demgegenüber sind die ölreichen Mohnsamen 
fast frei von Alkaloiden und enthalten nur Spuren 
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(0,005 %). Diese Spuren reichen aber aus, um 
nach dem Genuss größerer Mengen mohnsamen-
haltiger Backwaren einen positiven Morphinbe-
fund im Urin-Drogen-Screening zu erhalten und 
somit einen möglichen Opiatabusus vorzutäu-
schen. Aus Untersuchungen geht hervor, dass 
Mohnsamen unterschiedlicher Herkunftsländer 
(Niederlande, Australien, Ungarn, Spanien, 
Tschechien, Türkei) in ihrem Opiatgehalt sehr va-
riieren: Die Morphingehalte schwankten zwi-
schen 2 und 251 µg/g, die Codeingehalte zwi-
schen 0,4 und 57,1 µg/g, andere Opiate konnten 
nicht nachgewiesen werden. Man ging davon aus, 
dass in 1 bis 2 Brötchen 4 Gramm Mohnsamen 
enthalten sind. Nach Verabreichung dieser Menge 
an Probanden wurden beispielsweise bei Samen 
aus Spanien und Australien im Urin Morphinge-
halte von 251 bzw. 90 µg/g und Codeingehalte 
von 57,1 bzw. 6,5 µg/g festgestellt. Bei Samen 
aus Tschechien, der Türkei und den Niederlanden 
mit geringen Morphingehalten von 2, 5 bzw. 
4 µg/g und Codeingehalten von 0,5, 1,2 bzw. 
0,4 µg/g lagen die Konzentrationen im Urin unter 
der Nachweisgrenze. Die Messwerte zeigten auch 
starke inter- und intraindividuelle Schwankungen. 

In Anbetracht dessen, dass im vorliegenden Fall 
der untersuchte Mohn einen Morphingehalt von 
0,1 % aufwies, hat das BfR die Oberen Landesbe-
hörden um Prüfung notwendiger Überwachungs-
maßnahmen gebeten. Eine Sofortmitteilung 
wurde an die zuständigen Ministerien gerichtet. 
Außerdem hat das BfR die Bevölkerung durch 
eine Pressemitteilung „Backmohn ist kein Schlaf-
mittel für Säuglinge“ (12/2005) gewarnt. An den 
Herausgeber des Backbuches wurde die Bitte 
gerichtet, den betreffenden Tipp zu streichen. 

Früher wurde häufig über Vergiftungsfälle nach 
Verabreichung von „Beruhigungstees“ an Säug-
linge berichtet. Diese Tees enthielten in der Regel 
Mohnschalen, die aus unreifen oder reifen Mohn-

köpfen gewonnen wurden und deren Morphinge-
halt als ungefährlich angesehen wurde. Der Han-
del mit nicht entgifteten Pflanzenteilen des 
Schlafmohns wurde daraufhin verboten. Nach 
Morphinextraktion dürfen Ziermohnkapseln im 
Blumenhandel verwendet werden.  

Im Vergiftungsbild ist das wichtigste Symptom 
die Atemdepression. Sie erfolgt schleichend 
durch Erhöhung der Reizschwelle des Atem-
zentrums auch ohne subjektives Atemnotgefühl 
oder es kommt zum plötzlichen Atemstillstand. 
Typisch für schwere Vergiftungen ist die Trias: 
Atemdepression, Koma und Miosis. Vonseiten 
der Kreislauforgane treten Bradykardie, Arrhyth-
mie und Kollaps auf. Außerdem kann Obsti-
pation, Harnverhaltung, Hypothermie, Blässe 
oder Hautrötung (Histaminfreisetzung) auftreten.  

Therapeutisch ist bei langsam zunehmender 
Ateminsuffizienz wie im beschriebenen Fall die 
Naloxon-Gabe (5 – 10 µg/kg) zur Aufhebung der 
atemdepressiven Wirkung von Morphinderivaten 
indiziert. Wegen der geringen Halbwertszeit von 
1 bis 1,5 Stunden muss man gegebenenfalls die 
Gabe wiederholen (evtl. als Infusion).  

Bewertung des Falles:  
Aufgrund der vorliegenden Angaben zum zeit-
lichen Zusammenhang zwischen oraler Auf-
nahme und Auftreten der Symptome in Verbin-
dung mit dem Nachweis der Opiate im Serum 
und Urin ist bei Fehlen anderer Ursachen für die 
Symptome ein ursächlicher Zusammenhang ge-
sichert. 

Anschrift der Autorin 
Dr. med. Helga Michalak, Bundesinstitut für 
Risikobewertung, Fachgruppe 32 „Vergiftungs- und 
Produktdokumentation“,  
Thielallee 88-92, 14195 Berlin,  
Tel.: 01888-412 3908, Fax: 01888-412 3929,  
E-Mail: h.michalak@bfr.bund.de  

 
 

 
Schwere Vergiftungen beim Arbeiten in einer Abwassergrube 

Helga Michalak 
 
Bei dem nachfolgend geschilderten Vergiftungs-
geschehen handelt es sich um einen schweren 
Arbeitsunfall. Aber auch im privaten Bereich 
können sich Vergiftungen – wenn auch nicht in 
diesem Ausmaß – ereignen, wenn Personen ohne 
geeignete Schutzmaßnahmen Arbeiten an Abwas-
ser-, Regenwasserauffanggruben oder auch an 
Brunnen durchführen. Durch Fäulnisvorgänge 

entsteht aus organischem Material Schwefel-
wasserstoff, der sich am Grubenboden ansam-
melt. Schutzmaßnahmen sind extrem wichtig, 
denn die Giftwirkung setzt schlagartig ohne Vor-
warnung ein, weil der Riechnerv gelähmt wird 
und der charakteristische Geruch nach faulen 
Eiern dadurch nicht mehr wahrgenommen werden 
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kann. Die Dramatik wird an den nachfolgend 
beschriebenen Fallbeispielen verdeutlicht.  

Der Arbeitsunfall von drei Arbeitern ereignete 
sich in einem Betrieb der Lederfaserherstellung. 
In einer Abwasserauffanggrube mit ca. 3 m Tiefe 
und einer Grundfläche von 60 m2 (Einstieg 1,50 
m2) sollte der Grubenboden mit Hilfe eines Feu-
erwehrschlauches gereinigt werden. Dazu stieg 
ein Arbeiter mit Gasmaske über eine Einstiegs-
leiter in die Grube und spritzte diese aus. Die 
Außentemperatur betrug schätzungsweise 28 
Grad Celsius. Ein zweiter Arbeiter stand in 
Sichtweite am Eingang der Grube.  

Nach ca. 30 Minuten waren die Reinigungsarbei-
ten beendet und der Arbeiter kam über die Steig-
leiter herauf. Als er mit dem Kopf schon über der 
Grubenöffnung stand, nahm er seine Maske ab 
und gab sie seinem mit der Aufsicht betrauten 
Kollegen in die Hand. In diesem Moment stürzte 
er rückwärts in den Sumpfbereich der Grube zu-
rück. Der oben stehende Arbeiter holte sofort die 
Hilfe zweier Kollegen, die allerdings ohne 
Atemmaske oder weitere Hilfsmaßnahmen in die 
Grube stiegen. Einer von ihnen und der zuerst 
Verunfallte konnten von der Feuerwehr nur noch 
tot geborgen werden. Der andere wurde zwar 
lebend geborgen, aber er leidet an einer schweren 
Hirnschädigung.  

Offensichtlich war in der Grube Schwefelwasser-
stoff entstanden, und die Sicherheitsmaßnahmen 
beim Umgang mit Abwasserauffanggruben wur-
den wahrscheinlich nicht eingehalten.  

Messungen vor Ort waren weder vor noch nach 
dem Unfall durchgeführt worden. 

Symptome/Verlauf: 
Fall 1: „Grubenarbeiter“: tödlich verun-
glückt 
Der Verstorbene hatte, geschützt durch eine Fil-
termaske, die Abwassergrube gereinigt. Als er die 
Steigleiter aufstieg und bei den letzten Stufen die 
Maske abnahm und übergeben hatte, stürzte er 
aus nicht bekannten Gründen rückwärts in die 
Grube zurück und konnte nur noch tot geborgen 
werden. 

Die Obduktion ergab Hinweise auf eine akute 
Vergiftung durch Gase aus der Klärgrube. Die 
Körperoberfläche des Toten und die Lungen-
schnittflächen hatten einen deutlich fauligen Ge-
ruch. An der Lunge wurden Ödem und Gewebs-
blutungen beobachtet. Außerdem wurden deut-
liche Zeichen einer Schleimhautreizung festge-
stellt. Diese Befunde lassen sich durch Einatmen 
von Schwefelwasserstoff erklären. Anzeichen für 
Ertrinken waren weder bei der Obduktion noch 

durch toxikologisch-chemische Untersuchungen 
nachweisbar.  

Fall 2: Erster zu Hilfe geholter Arbeiter: 
schwere Vergiftung 
Der Arbeiter, der ohne Schutzmaßnahmen den 
Verunfallten bergen wollte, wurde mit akuter 
respiratorischer Insuffizienz und akutem Lungen-
ödem mit dem Notarztwagen zur Intensivstation 
einer Universitätsklinik transportiert. Bei statio-
närer Aufnahme war der Patient analgosediert, 
intubiert, beatmet und kreislaufstabil. Die peri-
phere Sauerstoffsättigung betrug 86 %. Das aus-
lösende Agens konnte nicht ermittelt werden. Es 
wurde davon ausgegangen, dass freigesetzter 
Schwefelwasserstoff eingeatmet wurde. Auch die 
Bildung von Zyanwasserstoff war nicht auszu-
schließen. 

Der Patient wurde noch am Aufnahmetag bron-
choskopiert. Dabei zeigte sich eine massive Aspi-
ration von Mageninhalt. Die Bronchialschleim-
haut war oberflächlich angegriffen und ödematös. 
Unter Antibiotikaschutztherapie und syste-
mischen und inhalativen Steroidgaben sowie 
Adrenalininhalation bildete sich dieser Befund 
deutlich zurück. Die Beatmung mit zwischenzeit-
licher Tracheotomie konnte nach 7 Tagen beendet 
werden. Der Patient blieb jedoch im Koma. Er 
öffnete spontan auf Schmerzreize die Augen, 
ohne den Blick zu fixieren, und reagierte nicht 
auf Ansprache. Zeitweise zeigte er Schluck- und 
Kaubewegungen und eine Anisokorie rechts bei 
erhaltener Lichtreaktion. Er war vollkommen ge-
lähmt (tetraplegisch) und inkontinent. Die durch-
geführten kranialen Computertomographie-
Untersuchungen ergaben keinen pathologischen 
Befund. In der Folge traten Krampfanfälle auf, 
die medikamentös gut beherrscht werden konn-
ten. Es bestand ein schweres hirnorganisches 
Psychosyndrom. Zur Optimierung der pflegeri-
schen Versorgung erfolgte eine perkutane endo-
skopische Gastrostomie.  

Zur weiteren Rehabilitation wurde der Patient in 
ein neurologisches Rehabilitationszentrum ver-
legt. Die schwere Hirnschädigung wird vermut-
lich zu irreparablen Folgeschäden führen. Der 
weitere Verlauf ist abzuwarten.  

Fall 3: Zweiter zu Hilfe geholter Arbeiter: 
tödlich verunglückt 
Dieser Arbeiter konnte nur noch tot geborgen 
werden. Bei der Obduktion fanden sich Zeichen 
eines akuten Sauerstoffmangels in Verbindung 
mit Hinweiszeichen für eine mögliche Schwefel-
wasserstoffvergiftung. Es wurden ein fäkalienar-
tiger Geruch der Lungenschnittflächen sowie – 
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wahrscheinlich toxämisch bedingte – Schleim-
hautblutungen festgestellt. Dem toxikologisch-
chemischen Gutachten ist zu entnehmen, dass im 
Lungengewebe gaschromatographisch leicht-
flüchtige organische Verbindungen festgestellt 
wurden, die erfahrungsgemäß auf ein nicht mas-
sives Einatmen von Fäulnisgasen schließen las-
sen. Außerdem wurde in Blutproben aus der lin-
ken Herzkammer ein zusätzlicher Wasseranteil 
von 29 % festgestellt (das in die Lungen gelangte 
Wasser trat durch die osmotische Druckdifferenz 
in den Blutkreislauf ein und verdünnte das Blut).  

Damit war davon auszugehen, dass zunächst 
durch das Einatmen von Faulgasen Bewusstlosig-
keit und dann der Tod infolge Ertrinkens eintrat. 
Für einen Ertrinkungstod sprechen nach toxikolo-
gisch-chemischen Erfahrungen Werte über 5 % 
Wasser im Blut.  

Hinweise:  
Schwefelwasserstoff ist ein äußerst toxisches 
Reizgas. Da dieses Gas schwerer als Luft ist, 
sammelt es sich am Boden von Güllegruben, 
Brunnenschächten und in der Kanalisation. 
Schwefelwasserstoff entsteht durch Verwesung 
von organischem Material unter anaeroben Be-
dingungen, ist farblos und riecht nach faulen 
Eiern. Mit Sauerstoff kann er explosible Gemi-
sche bilden. In hohen Konzentrationen wird 
Schwefelwasserstoff nicht mehr wahrgenommen, 
da er den Nervus olfactorius lähmt. Er hat eine 
direkte depressive Wirkung auf das Zentralner-
vensystem und hemmt stärker als Zyanwasser-
stoff die Cytochromoxidase. Vergiftungen haben 
infolge der schnellen Resorption bei inhalativer 
Aufnahme meist einen apoplektiformen Verlauf 
mit schneller Bewusstlosigkeit. Als schwache 
Säure hat Schwefelwasserstoff auch lokale Reiz-
wirkungen.  

Bei verschiedenen H2S-Konzentrationen treten 
die folgenden Leitsymtome auf: 

Bei den hier vorliegenden schweren Arbeitsun-
fällen waren die Arbeitsschutzmaßnahmen offen-
sichtlich nicht eingehalten worden. 

Im Laufe der polizeilichen Ermittlungen stellte 
sich heraus, dass vorab keine Gefährdungsanalyse 
durchgeführt wurde. Eine Besichtigung der zu 
reinigenden Abwassergrube und eine Betriebsan-
weisung zu deren Begehen gab es nicht.  

Zur Begehung derartiger Gruben hat der Gesetz-
geber das Tragen von persönlichen Schutzaus-
rüstungen und Rettungsausrüstungen vorge-
schrieben. Zum Beispiel darf man nur angeseilt 
mit einer Art Flaschenzugeinrichtung in eine sol-
che Grube einsteigen. Aus diesem Grund darf die 
Personenrettung nur in Zusammenarbeit mit der 
Feuerwehr unter entsprechendem Atemschutz er-
folgen. Ein einfaches Anseilen des Retters an 
einer Rückholleine genügt nicht.  

Für das Tragen von Atemschutzgeräten sind 
ebenfalls Regeln vorgeschrieben. Vor dem 
Einsteigen in derartige Gruben muss mit einem 
eigens zu diesem Zweck entwickelten Messgerät 
die Umgebungsatmosphäre in der Grube gemes-
sen werden, um dann entscheiden zu können, 
welche Schutzmaßnahmen ergriffen werden. Ab-
hängig von der Umgebungsatmosphäre wirkend 
werden Atemschutzgeräte als Filtergeräte und un-
abhängig von der Umgebungsatmosphäre wir-
kend werden Isoliergeräte verwendet. Filtergeräte 
wie im geschilderten Fall dürfen also nicht ver-
wendet werden, wenn unbekannte Umgebungs-
verhältnisse vorhanden sind oder wenn sich die 
Zusammensetzung der Umgebungsatmosphäre 
nachteilig verändern kann. Die benutzte Filter-
maske mit Multigasfilter hatte außerdem das 
Verfallsdatum überschritten.  

Die schweren Unglücksfälle mit überwiegend 
tödlichem Ausgang hätten also bei Einhalten der 
Vorschriften vermieden werden können.  

Bewertung der Fälle:  
In den vorliegenden drei tragischen Fällen ist 
aufgrund der Angaben zum zeitlichen Zusam-
menhang zwischen inhalativer Exposition gegen-
über Schwefelwasserstoff und Auftreten von Ge-
sundheitsbeeinträchtigungen bei Fehlen anderer 
Ursachen ein ursächlicher Zusammenhang wahr-
scheinlich.  

Anschrift der Autorin 
Dr. med. Helga Michalak,  
Bundesinstitut für Risikobewertung,  
Fachgruppe 32, „Vergiftungs- und Produktdokumentation“, 
Thielallee 88-92, 14195 Berlin,  
Tel.: 01888-412 3908, Fax: 01888-412 3929,  
E-Mail: h.michalak@bfr.bund.de  

H2S-Konzen-
tration (ppm) 

Leitsymptome 

0,025-0,13 Geruchsschwelle 
0,30 Deutlich wahrnehmbarer Geruch 

10-100 Reizung von Augen, Rachen, Nase
100-150 Lähmung des Nervus olfactorius 

>150 
Bei Inhalation über 30 Minuten 
Kopfschmerzen, Schwindel, 
Durchfall 

300-500 Lungenödem 

500-700 Inhalation während einer halben 
Stunde kann tödlich sein 

>1.400 Apoplektiforme tödliche Vergiftung, 
Tod nach wenigen Atemzügen 
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Trinkwasserkommission des BMGS 
beim UBA im Februar 2005 neu konstituiert 

 
 
Grundlage der Arbeit der Trinkwasserkommis-
sion (TWK) des Bundesministeriums für Ge-
sundheit und Soziale Sicherung (BMGS) beim 
Umweltbundesamt (UBA) ist seit dem Jahre 2000 
der § 40 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG). Das 
UBA hat im Rahmen dieses Gesetzes die Auf-
gabe, Konzeptionen zur Vorbeugung, Erkennung 
und Verhinderung der Weiterverbreitung von 
durch Wasser übertragbaren Krankheiten zu ent-
wickeln. Beim UBA kann zur Erfüllung dieser 
Aufgaben auf dem Gebiet der Trinkwasserhy-
giene eine beratende Fachkommission eingerich-
tet werden.  

Die Mitglieder der Kommission werden vom 
BMGS im Benehmen mit dem Bundesministe-
rium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit (BMU) sowie im Benehmen mit den 
jeweils zuständigen obersten Landesbehörden be-
rufen.  

Die Berufung erfolgt alle drei Jahre. Aufgabe der 
Kommission ist es, das BMGS und das UBA 
fachkundig zu beraten und Empfehlungen zu er-
arbeiten, die dem vorbeugenden Gesundheits-
schutz dienen. Diese Empfehlungen werden im 
Bundesgesundheitsblatt veröffentlicht und sind 
dem Charakter nach Sachverständigengutachten. 
Sie dienen den Gesundheitsämtern als Hand-
lungsgrundlage. 

Die Arbeit der TWK wird von verschiedenen Ar-
beitsgruppen unterstützt. Zu nennen sind z. B. die 
Arbeitsgruppen Kleinanlagen, Aufbereitungs-
stoffe und Desinfektionsverfahren, Water Safety 
Plan (WSP), Hausinstallation, Mikrobiologie, 
Trinkwasserversorgung in mobilen Einrichtungen 
und Kunststoffe in der Hausinstallation. 

Vordringliche Aufgaben der am 16. Februar 2005 
neu berufenen Kommission sind u.a. die Erar-
beitung und Veröffentlichung von Empfehlungen 
zur Hausinstallation in öffentlichen Gebäuden, 
die Aktualisierung der Liste Aufbereitungsstoffe 
und Desinfektionsverfahren gemäß § 11 TrinkwV 
2001 und die Trinkwasserversorgung in mobilen 
Einrichtungen.  

 

Zusammensetzung der neu berufenen Kommis-
sion: 

Vorsitzender 
Prof. Dr. med. Martin Exner, Hygiene-Institut der 
Universität Bonn 

Stellvertreter des Vorsitzenden 
Dr. rer. nat. W. Puchert, Landesgesundheitsamt 
Mecklenburg-Vorpommern, Schwerin  

Weitere Mitglieder 
Prof. F. H. Frimmel, Engler-Bunte-Institut,  
Karlsruhe  
Dr. Ing. F. Haakh, Zweckverband Landeswasser-
versorgung, Stuttgart  
Prof. Dr. M. Henseling, Hessisches Sozialmi-
nisterium, Wiesbaden  
Dipl. Ing. W. Hentschel, Magistrat der Stadt 
Frankfurt, Frankfurt/ Main  
Dr.-Ing. B. Hörsgen, Gelsenwasser AG,  
Gelsenkirchen  
Dr. D. Petersohn, Berliner Wasserbetriebe, Berlin 
U. Rädel, Landesamt für Verbraucherschutz 
Sachsen-Anhalt, Magdeburg  
Dr. Cl. Sacré, Stuttgart  
Dr. R. Suchenwirth, Niedersächsisches 
Landesgesundheitsamt, Hannover  
Doz. Dr. B. Thriene, Hygiene-Institut Sachsen-
Anhalt, Magdeburg  
Dr. D. Waschko, Regierungspräsidium Stuttgart 
Prof. Dr. M. Wilhelm, Institut für Hygiene-, 
Sozial- und Umweltmedizin, Ruhr-Universität, 
Bochum 

Ständige Gäste 
Prof. Dr. K. Botzenhart, Prof. Dr. A. Grohmann 

 
Geschäftsstelle am UBA 
Dr. med. G. Unger, Geschäftsstelle der „Trink-
wasserkommission“, Umweltbundesamt, Fachge-
biet II 3.1 „Übergreifende Angelegenheiten der 
Trinkwasserhygiene“, Heinrich-Heine-Str. 12, 
08645 Bad Elster, E-Mail: goetz.unger@uba.de  
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Rezension: Neues Buch über Schimmelpilze 
 
 
W. Mücke / Ch. Lemmen 
Schimmelpilze 
Vorkommen – Gesundheitsgefahren – Schutz-
maßnahmen 
3. überarbeitete und erweiterte Auflage 2004, 
Hardcover, 182 Seiten, Format 17 x 24 cm, 
ecomed-MEDIZIN, Verlagsgruppe Hüthig Jehle 
Rehm GmbH, 42,00 EURO, ISBN 3-609-68001-6 

In unseren Breiten verbringen die Menschen 80 – 
90 % ihrer Zeit in geschlossenen Räumen, meist 
in den eigenen vier Wänden. Durch veränderte 
Randbedingungen beim Bauen (z. B. Energieein-
sparverordnung), aber auch durch die Schaffung 
neuartiger Arbeitsplätze in der Abfallwirtschaft 
sind Schimmelpilze und damit in Verbindung 
stehende Erkrankungen nach wie vor im öffent-
lichen und medizinischen Interesse. Das vorlie-
gende Buch fasst den derzeitigen Kenntnisstand 
in verschiedenen Fachbereichen zusammen und 
weist auch auf die in der Analytik noch bestehen-
den Defizite hin. Damit kann es als Diskussions-
grundlage für weitergehende Forschungsarbeiten 
dienen. 

In der Einführung, die sich mit der Klassifizie-
rung und Biologie der Schimmelpilze befasst, 
werden wichtige Vertreter vorgestellt. Von den 
Schimmelpilzen, die in der Umwelt weit verbrei-
tet sind, gibt es unzählige Arten, die nicht nur 
unterschiedlichen Gattungen und Familien, son-
dern auch Ordnungen und Klassen angehören. 
Gemeinsames Merkmal ist: Sie wachsen auf to-
tem organischen Material mit einem pelzartigen 
Belag (Schimmel), der die Sporenträger enthält.  

Der Themenschwerpunkt des Buches liegt auf der 
Darstellung zum Vorkommen von Schimmelpil-
zen und deren Toxinen und den durch sie hervor-
gerufenen allergischen und nichtallergischen 
Atemwegserkrankungen und Mykosen sowie den 
Mykotoxikosen. Auch auf gesetzliche Regelun-
gen zum Arbeitsschutz und auf Maßnahmen zum 
Schutz vor Schimmelpilzen und Mykotoxinen 
wird hingewiesen.  

Neu aufgenommen in die 3. Auflage sind die 
Anhänge. Anhang 1 enthält Bewertungshilfen zur 
Beurteilung der in Luftproben kultivierbaren 
(KBE/m3) und als Partikel (Sporen/m3) ge-
messenen Schimmelpilze (Näheres unter: 
Innenraumlufthygiene-Kommission des Umwelt-
bundesamtes (Hrsg.): „Leitfaden zur Vor-

beugung, Untersuchung, Bewertung und Sanie-
rung von Schimmelwachstum in Innenräumen“ 
www.umweltbundesamt.org/fpdf-l/2199.pdf) und 
zur Beurteilung der in Staubproben kultivierbaren 
(KBE/m2) Schimmelpilze. Die Bewertungshilfe 
für Staubproben geht auf Angaben des Landesge-
sundheitsamtes Baden-Württemberg zurück und 
bezieht sich im Original auf ungesiebte Staubpro-
ben von Teppichböden. Der Hinweis, dass diese 
Werte nicht statistisch abgesichert seien, steht 
leider nicht direkt im Anhang, sondern ist nur im 
Text zu finden. Die Bewertungshilfe sollte derzeit 
nur als ein erster Ansatz und Grundlage für 
weiterführende Arbeiten angesehen werden. An-
hang 2 enthält die „Einstufung von Pilzen in 
Risikogruppen“ nach den Technischen Regeln für 
Biologische Arbeitsstoffe (TRBA) 460. 

Das Buch ist insgesamt eine übersichtlich gestal-
tete Informationsquelle zur Schimmelpilzproble-
matik und richtet sich an Mediziner und Hygieni-
ker ebenso wie an Toxikologen, Raumlufttechni-
ker und an in der Abfall- und Abwasserwirtschaft 
Tätige.  

Dr. med. habil. Jutta Dürkop, Berlin 

http://www.umweltbundesamt.org/fpdf-l/2199.pdf
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Rezension: GBE-Heft 25: Brustkrebs 
 
Robert Koch-Institut (Hrsg.): Gesundheitsbe-
richterstattung des Bundes, Heft 25 Brust-
krebs, Mai 2005 

Broschüre, 39 Seiten, Tabellen, Grafiken, Format 
17 x 23,5 cm, ISBN 3-89606-157-7, ISSN 1437-
5478 

Abonnentenservice: Die Hefte „Gesundheits-
berichterstattung des Bundes“ können im Jahres-
abonnement oder als Einzelhefte kostenlos bezo-
gen werden. E-Mail: gbe@rki.de, www.rki.de, 
Tel.: 01888-754-3400, Fax: 01888-754-3513  

Interessierte finden in dieser übersichtlich geglie-
derten und anschaulich mit vielen Grafiken und 
Tabellen illustrierten Broschüre eine zusammen-
fassende Darstellung über Brustkrebs in 
Deutschland. Sie beginnt mit dem Krankheitsbild 
und reicht über Epidemiologie (zeitliche Ent-
wicklung und regionale Verteilung von Neuer-
krankungen und Sterblichkeit), Risikofaktoren, 
Früherkennung, Diagnostik, Therapie und Nach-
sorge bis hin zur Versorgung z. B. mit Disease-
Management-Programmen und Brustzentren. 
Letztere unterliegen einem Zertifizierungspro-

zess, damit eine hohe Qualität bei Diagnostik und 
Behandlung sichergestellt wird. 

Im Folgenden werden beispielhaft zwei Kapitel 
näher beleuchtet: 

Epidemiologie 
Brustkrebs gehört zu den häufigsten Malignomen 
bei Frauen in Deutschland und auch weltweit. 
Nach Schätzungen der Weltgesundheitsorganisa-
tion (WHO) erkrankten im Jahr 2000 weltweit 
etwa 1 Million Frauen an Brustkrebs, 370.000 
verstarben. Für Europa ging man im selben Jahr 
von 350.000 Neuerkrankungen und 130.000 
Todesfällen aus. 

Im Vergleich mit einigen westeuropäischen Län-
dern nimmt Deutschland einen mittleren Platz ein 
(Abbildung 1). Das Robert Koch-Institut (RKI) 
rechnet für Deutschland mit jährlich 47.500 Neu-
erkrankungen an Brustkrebs bei Frauen. Auch 
Männer bleiben nicht verschont. Die Erkrankung 
ist bei ihnen jedoch sehr viel seltener (1 Mann je 
100 Frauen). Brustkrebs ist in der Altersgruppe 
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Abbildung 1: Altersstandardisierte Neuerkrankungshäufigkeit an Brustkrebs in der Europäischen Union 1998 
(Quelle: Abbildung 1 aus dem GBE-Heft 25)  
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der 40- bis 50-jährigen Frauen die häufigste 
Krebsneuerkrankung (Abbildung 2). Das mittlere 
Erkrankungsalter liegt bei etwas über 60 Jahren 
und ist damit im Vergleich zu vielen anderen 
Krebserkrankungen relativ früh: Für Krebs insge-
samt liegt das mittlere Erkrankungsalter von 
Frauen bei 67 Jahren. 

Nach den Daten des Gemeinsamen Krebsregisters 
der neuen Bundesländer und des Landes Berlin 
und des Krebsregisters Saarland hat die Zahl der 
registrierten in-situ-Brusttumoren in den letzten 
Jahren erheblich zugenommen. Dieser Anstieg 
dürfte nach Auffassung der Autoren auf zuneh-
mende Früherkennungsaktivitäten zurückzufüh-
ren sein. Erfreulich ist, dass seit 1997 die Brust-
krebsmortalität (Sterblichkeit) rückläufig ist. 
Welchen Anteil daran Früherkennung einerseits 
und Therapie andererseits haben, ist unklar. Zur 
Verbesserung der Früherkennung wird in 
Deutschland derzeit stufenweise ein qualitätsge-
sichertes und flächendeckendes Mammografie-
Screening eingeführt, zu dem auch die WHO rät. 

Risikofaktoren 
Zu den Faktoren, die das Risiko erhöhen, an 
Brustkrebs zu erkranken, gehören unter anderem 
die genetische Disposition, der hormonelle Status 
und Faktoren des Lebensstils, wie Überernäh-
rung, Alkoholkonsum, Rauchen und geringe kör-
perliche Aktivität. 

Auf die genetische Disposition entfallen nach 
Schätzungen aus der Literatur etwa 5 bis 10 % 
der Fälle. Bei Trägerinnen der – in den letzten 
Jahren entdeckten – Gene BRCA1 und BRCA2 
beträgt das Lebenszeitrisiko an Brustkrebs zu er-
kranken 80 bis 85 %. 

Der weitaus größere Teil der Brustkrebserkran-
kungen wird durch andere Faktoren begünstigt. In 
der Diskussion sind neben Lebensstilfaktoren re-
produktive Faktoren, wie frühe Menarche, späte 
erste Schwangerschaft, geringe Anzahl an 
Schwangerschaften, kurzes oder kein Stillen. 

In verschiedenen Studien wurde bei Frauen mit 
Hormontherapie, bei welcher über mehrere Jahre 
Estrogene, Estrogen-Gestagen-Kombinationen 
oder Tibolon (synthetischer Wirkstoff) verab-
reicht wurden, ein erhöhtes Brustkrebsrisiko fest-
gestellt. Als Reaktion auf diese Ergebnisse wurde 
vom Bundesinstitut für Arzneimittel und Medi-
zinprodukte – zuletzt im Sommer 2004 – die Zu-
lassung zahlreicher Arzneimittel zur Hormonthe-
rapie geändert. Beispielsweise wurde auch das 
Anwendungsgebiet „Wechseljahrebeschwerden“ 
auf die Behandlung ausgeprägter Formen einge-
schränkt und die Vorbeugung der Osteoporose 
gehört zu den Ausnahmefällen. 

 

Dr. med. habil. Jutta Dürkop, Berlin 
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Abbildung 2: Anteil des Brustkrebses an allen Krebsneuerkrankungen von Frauen nach Alter. Daten aus Branden-
burg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen und Thüringen aus den Jahren 1999 – 2001 (Quelle: Abbildung 3 aus 
dem GBE-Heft 25) 
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Aktuelles Hintergrundpapier 
zu Sommersmog im Internet 

Arno Graff und Norbert Englert 
 
Ozon, Leitsubstanz für Sommersmog, gehört 
neben (Fein-)Staub, Schwefeldioxid und Stick-
stoffoxiden zu den klassischen Luftschadstoffen, 
die nachteilig auf die menschliche Gesundheit 
und die Umwelt wirken. 

Das Umweltbundesamt (UBA) hat auf der 
Grundlage neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse 
das Hintergrundpapier für Sommersmog 
(www.umweltbundesamt.de/uba-info-
presse/hintergrund/sommersmog_2005.pdf 
aktualisiert. Es steht Interessierten kostenlos im 
Internet zur Verfügung. 

Mit diesem Hintergrundpapier gibt das UBA auf 
25 Seiten eine zusammenfassende Einführung 
und Übersicht über die chemischen Grundlagen 
der Entstehung des Sommersmogs, die Wirkun-
gen des Ozons auf die menschliche Gesundheit 
und die Umwelt sowie geeignete Maßnahmen zur 
Bekämpfung des Sommersmogs. 

Doppelrolle von Ozon in der 
Atmosphäre 
In der Stratosphäre (ab 10 km über der Erdober-
fläche), wo sich mit über 90 % der Hauptanteil 
des Ozons befindet, erfüllt dieses Gas die für das 
Leben auf der Erde wichtige Funktion eines Fil-
ters, der den schädlichen ultravioletten Anteil der 
Sonnenstrahlen (UV-B) zurückhält. Durch Luft-
schadstoffe, wie Fluorchlorkohlenwasserstoffe, 
wurde die schützende Ozonschicht im Zeitraum 
von 1968 bis 1992 pro Jahrzehnt um 3 % abge-
baut. Aus Messungen des Deutschen Wetter-
dienstes geht hervor, dass sich dieser Trend seit 
Mitte der 1990er-Jahre erfreulicherweise nicht 
mehr fortsetzt. Das ist ein Erfolg der eingeleiteten 
umweltpolitischen Maßnahmen. 

In der Troposphäre (bis 10 km über der Erdober-
fläche), also im bodennahen Bereich, entsteht zu-
sätzliches Ozon bei intensiver Sonneneinstrah-
lung durch photochemische Reaktionen des 
Sauerstoffs mit hauptsächlich anthropogenen 
Luftverunreinigungen, vor allem flüchtigen orga-
nischen Verbindungen (VOC, Volatile Organic 
Compounds), Stickstoffoxiden, aber auch 
Kohlenmonoxid und Methan. Ozon wird also 
nicht selbst emittiert, sondern entsteht als so ge-
nannter sekundärer Schadstoff aus Vorläufer-
substanzen. 

Emissionsquellen für Vorläufersub-
stanzen 
Stickstoffoxide stammen zu etwa der Hälfte aus 
dem Verkehrsbereich. Die andere Hälfte kommt 
aus Anlagen, die fossile Energieträger zur Wär-
megewinnung oder Stromerzeugung verbrennen.  

Nicht-Methan-VOC (NMVOC) werden beson-
ders in Lackier-, Druck- und Kaschieranlagen 
sowie bei chemischen Reinigungsprozessen frei-
gesetzt. Der Verkehr liegt mit seinem Emissions-
anteil – infolge der Verbrennung von Kraftstoff – 
mittlerweile bei unter 15 %. Durch den Einsatz 
der Katalysatortechnik in PKW gingen die Emis-
sionen aus Ottokraftstoff erheblich zurück. Auch 
biogene Quellen, wie Laub- und Nadelbäume 
(Terpene), können bedeutsam sein. 

Infolge drastischer Emissionsminderungsmaß-
nahmen sind die Vorläufersubstanzen (NOx um 
50 %, und NMVOC um 59 %) zwischen 1990 
und 2003 zurückgegangen. Das wirkt sich auch 
auf die Immissionswerte aus. 

Immissionssituation 
In der 33. BImSchV wurde die 3. EU-Tochter-
richtlinie zur Rahmenrichtlinie Luftqualität 
(Richtlinie 2002/3/EG) zusammen mit der NEC-
Richtlinie 2001/81/EG umgesetzt. In der Richtli-
nie sind zum Schutz der menschlichen Gesund-
heit und der Vegetation für bodennahes Ozon 
Zielwerte, Langfristziele, eine Informations-
schwelle (180 µg/m3, 1-Stundenmittelwert) und 
eine Alarmschwelle (240 µg/m3, 1-Stunden-
mittelwert) festgelegt. 

In Deutschland messen derzeit etwa 300 Boden-
stationen die Ozonkonzentrationen. Zwischen 
1990 und 2004 haben die hohen Ozonwerte deut-
lich abgenommen. Der Rückgang der Spitzen-
werte wird durch meteorologische Schwankungen 
überlagert. Das zeigte sich besonders deutlich im 
Sommer 2003. Dieser „Ozonsommer“ war durch 
eine außergewöhnliche Wettersituation gekenn-
zeichnet. 

Insgesamt sind zwar die Spitzenwerte rückläufig, 
aber die mittlere Ozonkonzentration steigt an. 
Das ist wahrscheinlich auch auf Ferntransporte 
aus anderen Kontinenten zurückzuführen. 

http://www.umweltbundesamt.de/uba-info-presse/hintergrund/sommersmog_2005.pdf
http://www.umweltbundesamt.de/uba-info-presse/hintergrund/sommersmog_2005.pdf


Seite  28 UMID  3/2005 

Aktuelle Immissionsdaten aus den Messnetzen 
der Bundesländer und des UBA und die Ozon-
vorhersage des UBA stehen unter www.env-
it.de/luftdaten/start.fwd zur Verfügung. Die bun-
desweiten Ozonprognosen des UBA informieren 
die Bevölkerung über die großräumige Ozon-
belastung (siehe Abbildung). Auch die Bundes-
länder geben Ozonmesswerte bekannt und er-
stellen zum Teil eigene Prognosen für ihr Gebiet. 
Die Ozonmesswerte aller verfügbaren 301 Mess-
stellen gibt es jeden Tag ab 13.15 Uhr im Netz. 
Sie werden stündlich aktualisiert. Täglich sind ab 
10 Uhr bundesweite Ozonprognosen für den lau-
fenden und die beiden folgenden Tage abrufbar. 
Die Prognosen sind auf einer Deutschlandkarte 
farbig dargestellt. Für 12 Gebiete, die insgesamt 
Deutschland überdecken, gibt es regionale Ozon-
vorhersagen. Diese Daten können auch als E-
Mail-Service abonniert werden.  

Wirkungen auf den Menschen 
Das für Sommersmog typische Photooxidantien-
gemisch enthält neben Ozon eine Vielzahl weite-
rer Verbindungen mit starker Reizwirkung auf 
Augen und Schleimhäute der oberen Atemwege. 
Sie sind nicht so giftig wie Ozon.  

Ozon ist weniger wasserlöslich. Es gelangt da-
durch tiefer in die Lunge und führt dort zu Schä-
digungen und entzündlichen Prozessen. Die dabei 
entstehenden Substanzen können in die Blutbahn 
gelangen und deshalb auch Wirkungen an Stellen 
hervorrufen, die mit Ozon keinen direkten Kon-
takt haben.  

In einigen epidemiologischen Studien wurde bei 
einer Ozonkonzentration von 100 µg/m3 eine Ein-
schränkung der Lungenfunktion beobachtet. 
Vermutlich spielten hierbei noch weitere Schad-
stoffe eine Rolle. Die funktionellen Veränderun-
gen normalisierten sich nach Expositionsende 
weitgehend innerhalb von 3 Stunden. Entzünd-
liche Reaktionen traten ab 160 µg/m3 bei knapp 
7-stündiger Exposition mit durch kurze Pausen 
unterbrochener körperlicher Belastung auf und 
bildeten sich nur teilweise an den darauf folgen-
den Tagen zurück. 

Im Tierversuch mit Mäusen wurde eine erhöhte 
Bildung von Lungentumoren nachgewiesen, aber 
auch ein Rückgang der Tumoren insgesamt. Eine 
klare Dosis-Wirkungs-Beziehung war nicht zu 
erkennen, aber die Befunde deuten darauf hin, 
dass für die Tumorbildung in der Lunge eine 
Wirkungsschwelle existiert. 

• Empfindliche Gruppen 
Es ist davon auszugehen, dass etwa 10 bis 15 % 
der Bevölkerung (quer durch alle Bevölkerungs-
gruppen) besonders empfindlich auf Ozon reagie-
ren. Nicht abschließend geklärt ist die Frage, ob 
Asthmatiker als Gruppe empfindlicher reagieren 
als Nicht-Asthmatiker. Teilweise wird über stär-
kere Reaktionen bei Kindern mit Asthma berich-
tet. 

• Empfehlungen 
Da hohe Ozonkonzentrationen infolge der inten-
siven Sonnenstrahlung auch mit hohen Tempera-
turen verknüpft sind, gilt als Faustregel: Ver-
nünftiges Verhalten im Hinblick auf hohe Tem-
peraturen ist auch vernünftig im Hinblick auf 
Ozon. 

Längere körperliche Anstrengungen sollten mög-
lichst nicht in die Mittags- und Nachmittags-
stunden gelegt werde, falls sie auch zu anderen 
Tageszeiten möglich sind. 

Bei hohen Ozonkonzentrationen sollte möglichst 
in den Morgen- und Abendstunden gelüftet wer-
den. 

Wirkungen auf Pflanzen 
Ozon ruft bei Pflanzen Schädigungen an Blättern, 
Wachstumshemmung und Ertragsverluste hervor. 
Zu den indirekten Wirkungen zählen Änderungen 
der Zusammensetzung von Pflanzengemein-
schaften und ganzer Ökosysteme. Akute und auch 
chronische Wirkungen sind durch sichtbare 
Symptome gekennzeichnet, beispielsweise treten 
an den Blättern Verfärbungen (Chlorosen) auf. 
Die latenten Wirkungen sind nicht so charakte-
ristisch, sie umfassen biochemische und physio-
logische Veränderungen, die häufig erst im Zu-
sammenwirken mit weiteren Stressfaktoren zu 
Tage treten. 

Fazit 
Im Gegensatz zur erfreulichen Entwicklung und 
Prognose der abnehmenden Ozonspitzenkon-
zentrationen werden die mittleren Konzentratio-
nen in Deutschland in den kommenden Jahren 
kaum zurückgehen. Das bedeutet, dass die in der 
33. BImSchV festgelegten Ziele für den Schutz 
der menschlichen Gesundheit und der Vegetation 
in den kommenden Jahren noch nicht erreicht 
werden können. 

http://www.env-it.de/luftdaten/start.fwd
http://www.env-it.de/luftdaten/start.fwd
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Abbildung: Maximale Stundenmittelwerte der Ozonkonzentration am 14. Juli 2005 (Quelle: www.env-
it.de/luftdaten/map.fwd?measDateFixed=true&measDate=20050714&measType=1TMAX&measComp=O3)  
 

 

Kontaktadressen 
Dipl.-Met. Arno Graff, Umweltbundesamt, Fachgebiet II 5.1 „Übergreifende Angelegenheiten der Luftreinhaltung“, Wörlitzer 
Platz 1, 06844 Dessau, E-Mail: arno.graff@uba.de  
Dr. med. Norbert Englert, Umweltbundesamt, Fachgebiet II 1.1 „Umwelthygiene und Umweltmedizin, gesundheitliche 
Bewertung“, Corrensplatz 1, 14195 Berlin, E-Mail: norbert.englert@uba.de 
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WHO Symposium „Wohnen und Gesundheit“  
- Beiträge der Länder - 

Ludwig Müller 
 
 
Am 17./18. Februar 2005 veranstaltete das Euro-
päische Zentrum für Umwelt und Gesundheit der 
WHO-Europa, Bonn, gemeinsam mit dem Bun-
desministerium für Gesundheit und Soziale 
Sicherung (BMGS), der Länderarbeitsgruppe 
Umweltbezogener Gesundheitsschutz (LAUG) 
und Vertretern aus weiteren Fachbehörden und 
Kommunen das Symposium „Wohnen und Ge-
sundheit – Von der Evidenz zur Anwendung“ 
(siehe Pressemitteilung des BMGS in UMID 
1/2005, S.37). Hierin wurden die Forschungser-
gebnisse der WHO-Studie LARES (Large Analy-
sis and Review of European Housing and Health 
Status) vorgestellt (www.euro.who.int/housing). 
Aus der Vielfalt der in den Ländern an der 
Schnittstelle Umwelt und Gesundheit bereits lau-
fenden oder abgeschlossenen Aktivitäten wurde 
zudem eine beispielhafte Auswahl zum Bereich 
„Wohnen/Wohnumfeld“ präsentiert. Im Folgen-
den werden einzelne Länder-Beiträge kurz be-
schrieben. Für weitergehende Informationen wird 
auf die beigefügten Kontaktadressen verwiesen.  

Aus Baden-Württemberg 
Dr. Bernhard Link [1] berichtete über Aktivitä-
ten zur Erkennung und Vermeidung lärmbe-
dingter Gesundheitsstörungen.  

Vor dem Hintergrund, dass entsprechend einer 
Umfrage in Baden-Württemberg im Jahr 2004 die 
Lärmbelastung (Straßenverkehr, Flugverkehr, 
Nachbarschaftslärm) in der Öffentlichkeit als ein 
bedeutendes Umweltproblem angesehen wird, 
wurde eine Pilotstudie zur Lärmexposition und 
Ausschüttung von Stresshormonen bei Kindern 
im Rahmen des Projektes „Beobachtungsgesund-
heitsämter“ durchgeführt. Auf der Grundlage 
einer Fragebogenaktion zum Verkehrslärm wur-
den 32 Viertklässler aus Stuttgart zur freiwilligen 
Teilnahme gewonnen. Neben Bestimmungen von 
Cortisol und seiner Metaboliten im Speichel so-
wie im Abend- und Morgenurin beinhaltete die 
Studie die Auswertung eines Fragebogens zur 
Gesundheit, zu Aktivitäten des Kindes und zur 
Einschätzung der Verkehrsbelastung, eine Woh-
nungsbegehung mit Kurzzeitmessungen vor dem 
Schlafzimmer der Kinder. Die Ergebnisse weisen 
auf eine erhöhte Freisetzung von Stresshormonen 
in lärmbelasteten Wohngegenden hin, wobei die 
Bestimmung von Cortisol und Metaboliten im 

Urin bei Kindern besser geeignet scheint als im 
Speichel. Es wurde gefolgert, dass die Lärmbe-
lastung durch Langzeit-Schallpegelmessungen 
verifiziert werden sollte. Die Messung des Fre-
quenzspektrums erscheint dabei sinnvoll. Insge-
samt haben sich die Beobachtungsgesundheits-
ämter als geeignetes Erhebungsinstrumentarium 
auch für die Lärmwirkungs-Fragestellung erwie-
sen. 

Als Präventionsmaßnahmen stellte Dr. Link ver-
schiedene Aktivitäten zum Schutz gegen Hör-
schäden durch laute Musik vor. Im Vordergrund 
steht die Aufklärung von Jugendlichen über Wir-
kungen von Lärm (z. B. Projekt „Freizeitlärm im 
Innenraum – aufgehört“), in denen Jugendliche 
durch verschiedene Printmedien (Info-Blätter 
etc.), aber auch im Rahmen einer Ausstellung, 
z. B. durch Schallpegelmessungen, Hörtests, Pla-
kataktionen etc. auf die Lärmproblematik auf-
merksam gemacht wurden. Darüber hinaus prä-
sentierte Dr. Link die Konzeption des Sozialmi-
nisteriums BW zur Einführung eines Gütesiegels 
für Diskotheken. Diese Arbeiten beinhalten die 
Ausrichtung von Fortbildungsveranstaltungen für 
Diskjockeys, die Vorgabe der Anschaffung eines 
gut sichtbaren „Pegelthermometers“ in den Räu-
men und die Forderung von Maßnahmen zur op-
timalen Ausgestaltung von neu einzurichtenden 
Diskotheken. Ein geeignetes Label für ein Güte-
siegel soll über einen landesweiten Wettbewerb 
im Rahmen des Kunstunterrichts erhalten werden. 

Aus der Freien und Hansestadt 
Hamburg 
Dr. Helmut Sagunski [2] berichtete in seinem 
Vortrag zum rechtlichen Rahmen zur Verbes-
serung der Innenraumluftqualität über Erfah-
rungen aus Deutschland.  

Hiernach stellt sich die Geschichte der Innen-
raumhygiene in Deutschland ab den siebziger 
Jahren als eine Geschichte der Fremdstoffe im 
Innenraum dar. Angefangen mit Formaldehyd aus 
Spanplatten, PCP samt Dioxinen aus Holz-
schutzmitteln, Tetrachlorethen und später Koh-
lenwasserstoff-Lösemittel aus Chemischen Reini-
gungen, VOC, wie Toluol oder Terpene, nach Re-
novierung, Asbest, PCB, PAK und Naphthalin 
aus bestimmten Bauteilen bis hin zum Radon aus 

http://www.euro.who.int/housing
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dem Bauuntergrund und Schimmelpilzen ein-
schließlich MVOC lässt sich eine bis heute nicht 
abgeschlossene Reihe von Verunreinigungen der 
Innenraumluft nennen.  

Den behördlichen Umgang mit dieser Thematik 
kennzeichneten bis Anfang der neunziger Jahre 
unterschiedliche Strukturen (zersplitterte Zustän-
digkeiten zwischen den Ressorts Gesundheit, 
Umwelt und Bau) und Konzepte (Vorsorge-
empfehlungen von Bundes- und Landesbehörden 
gegenüber Gefahrenabwehr auf der kommunalen 
Ebene). Die daraus resultierenden uneinheitlichen 
Vorgehensweisen führten zu erheblicher Unzu-
friedenheit bei Betroffenen, zur Bildung von Bür-
gerinitiativen (Formaldehyd, Holzschutzmittel, 
PER) und zu Überprüfungen durch Gerichte (z. 
B. im sog. Holzschutzmittel-Prozess). 

Ein Umdenken setzte 1987 mit dem Gutachten 
des Sachverständigenrates für Umweltfragen 
„Luftverunreinigungen in Innenräumen“ ein, das 
die Defizite beschrieb und Kriterien für die Luft-
qualität in Innenräumen forderte. Im selben Jahr 
erschienen auch die Luftgüteleitwerte (Air Qua-
lity Guidelines) der Weltgesundheitsorganisation. 
Als Antwort auf die Frage, wie diese Werte als 
Innenraumluftstandards verbindlich eingeführt 
werden könnten, entwickelten die Landesgesund-
heitsbehörden ein Konzept, das sowohl den 
rechtlichen Rahmen als auch Richtwerte zur Ab-
wehr von Gesundheitsgefahren und zur Vorsorge 
definierte. Als wesentlicher rechtlicher Rahmen 
dient die Landesbauordnung, daneben spielen 
auch das Immissionsschutzrecht, das Mietrecht 
oder das Produkthaftungsrecht eine Rolle. Die ge-
sundheitliche Bewertung von Verunreinigungen 
der Innenraumluft erfolgt über gestufte Richt-
werte für die Gefahrenabwehr und die Vorsorge. 
In der Form des sog. Basisschemas der ad-hoc 
Arbeitsgruppe Innenraumluftkommission/AOLG 
wurde dieses Konzept 1996 bundeseinheitlich 
umgesetzt. Für eine Reihe von Substanzen liegen 
inzwischen neben den in der o.g. AG erarbeitete-
ten Richtwerten (www.umweltbundesamt.de/uba-
info-daten/daten/irk.htm#4) weitere Richtwerte 
für die Innenraumluft von Seiten der Länder vor 
(beispielsweise Hamburg: 
fhh.hamburg.de/stadt/Aktuell/behoerden/wissenschaft-
gesundheit/verbraucherschutz/umwelteinfluesse/tox/s2
-toxi.html). 

Mit diesem Ansatz verfügen die deutschen Bun-
desländer über ein ausreichendes Instrumenta-
rium zum Umgang mit Innenraumproblemen, das 
allerdings in den einzelnen Bundesländern in un-
terschiedlichem Maße genutzt wird. Im Rahmen 
der Diskussion um Deregulierung ist derzeit so-
gar festzustellen, dass sich Behörden aus dem 

Vollzug zurückziehen und teilweise nur noch auf 
die Weitergabe von Informationen beschränken. 
Dr. Sagunski stellte klar, dass unabhängig von 
dieser Entwicklung jedoch weiterhin noch die 
folgenden vordringlichen Aufgaben in der Innen-
raumhygiene anstehen: die Bewertung von Ge-
ruchswahrnehmungen in Innenräumen und von 
Schimmelpilzbefall sowie die unzureichende 
Lüftungssituation in Schulen. 

Aus Nordrhein-Westfalen 
Ulli Meisel [3] und Dr. Martin Kraft [4] stellten 
in ihrem Beitrag zwei Projekte aus dem landesei-
genen Aktionsprogramm Umwelt und Gesundheit 
vor. 

Leitfaden „Gesundheitsbewusst 
modernisieren“ 
Ziel dieses Projektes war es, den Planungsbetei-
ligten Hinweise darüber zu geben, in welchen 
Bauteilen mit Schadstoffen zu rechnen ist, wie 
diese sicher erkannt werden können, wie bei einer 
konkreten Belastung vorzugehen ist und wie Ge-
sundheitsgefährdungen bei Modernisierungsmaß-
nahmen vermieden werden können. Hierzu er-
folgte eine Zusammenstellung der verschiedenen 
Methoden und Verfahren zur Bestandsaufnahme 
von Baustoffen und Baukonstruktionen von Ge-
bäuden, die zwischen 1950 und 1975 errichtet 
wurden. Am Beispiel von verschiedenen Schad-
stoffen (u.a. Lindan, PCP) wurden Aspekte des 
Auffindens und der Untersuchung der Schad-
stoffbelastung, Hinweise zur Gesundheitsgefähr-
dung und Anregungen für mögliche Minderungs- 
bzw. Sanierungsmaßnahmen dargestellt. 

Leitfaden „Umweltzeichen für Produkte“  
Dieser Leitfaden „Umweltzeichen für Produkte“ 
soll als Entscheidungshilfe sowohl für Fachleute 
als auch für die Verbraucherinnen und Verbrau-
cher im Rahmen einer anstehenden Modernisie-
rung von Gebäuden dienen. Hierzu wurden solche 
mit einem der vielen Umweltzeichen versehenen 
Bauprodukte ausgewählt, die einen möglichen 
Einfluss auf die Innenraumluft und/oder das 
Innenraumklima haben können (z. B. aus den Be-
reichen Dämmstoffe, Lacke/ Lasuren, Tapeten). 
Die Lizenz- bzw. Zeichengeberinnen dieser Pro-
dukte wurden strukturiert nach den von ihnen für 
die Zeichnung zugrunde gelegten Kriterien be-
fragt. Das Ergebnis wurde im Zusammenhang mit 
verschiedenen Parametern und Messgrößen für 
die Gebrauchstauglichkeit, die Gesundheitsver-
träglichkeit und die Umweltverträglichkeit darge-
stellt. Den Nutzern, Verbraucherinnen und 
Verbrauchern wird durch den Leitfaden eine we-

http://www.umweltbundesamt.de/uba-info-daten/daten/irk.htm#4
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sentliche Hilfe als Grundlage für die eigene Ent-
scheidung zur spezifischen Produktwahl geboten.  

Die Leitfäden können von der Web-Seite des 
APUG NRW (www.apug.nrw.de) heruntergela-
den werden. 

Aus Sachsen-Anhalt 
Dr. Frank Benkwitz [5, 6] stellte Innenraumun-
tersuchungen im Rahmen der Schulanfänger-
studie Sachsen-Anhalt vor.  

In Sachsen-Anhalt wurde 1991 mit der systema-
tischen Beobachtung des umweltbezogenen Ge-
sundheitszustandes von Kindern im Rahmen einer 
Schulanfängerstudie begonnen. Diese Studie war 
als Querschnittsuntersuchung von sechsjährigen 
Kindern in ausgewählten Regionen des Landes 
angelegt worden. Kernelement war eine jährlich 
durchgeführte Fragebogenerhebung, die alle drei 
Jahre durch spezielle umweltmedizinische Unter-
suchungen erweitert wurde/wird. Zu Beginn der 
90er-Jahre standen Fragen nach dem Einfluss der 
Schadstoffbelastung der Außenluft auf die 
Atemwegsgesundheit der Kinder im Mittelpunkt.  

In den Jahren 1997 und 2000 sowie 2003 wurden 
– insbesondere um die Problematik der Allergie-
entwicklung näher zu betrachten – Innenraumun-
tersuchungen in insgesamt rund 430 Wohnungen 
(Kinderzimmer) durch das Landesamt für 
Verbraucherschutz Sachsen-Anhalt, Fachbereich 
Hygiene, durchgeführt. Untersucht wurde auf 
Schimmelpilze in der Raumluft bzw. im Matrat-
zenstaub. Nach Anzüchtung (Dichloran-Glycerin-
(DG18)-Agar, 5 – 7 Tage bei 25 °C) erfolgte die 
Identifizierung mikroskopisch nach morpholo-
gischen Kriterien. Katzen- und Hausstaubmilben-
Allergene (Dermatophagoides pteronyssinus und 
Dermatophagoides farinae) im Matratzenstaub 
wurden quantitativ unter Verwendung eines 
Enzymimmunoassays (Acarex-Test) bestimmt. 
Der Nachweis flüchtiger organischer Verbindun-
gen (VOC) und der Stoffwechselprodukte von 
Schimmelpilzen (MVOC) aus der Raumluft er-
folgte nach Probenahme mit einem Passivsamm-
ler (Typ OVM 3500, platziert vier Wochen im 
Schlafzimmer des Kindes) mittels Gaschroma-
tographen und massenspektrometrischem Detek-
tor. 

Die folgenden Ergebnisse der Innenraumunter-
suchungen wurden ermittelt und im Zusammen-
hang mit den Fragebogenangaben bewertet: 

Die VOC-Innenraumbelastung hat sich zwischen 
1997 und 2003 verbessert. Es konnte ein signifi-
kanter Unterschied zwischen Stadt und Land 

nachgewiesen werden, mit einer deutlich geringe-
ren Belastung im ländlichen Bereich. 

Die Höhe der Wohnetage, das Feuchtigkeitsaus-
maß in der Wohnung und das Baujahr der Woh-
nung haben sich als wichtige wohnbezogene Ein-
flussgrößen für die Milben- und Schimmelpilz-
Konzentration erwiesen. 

Bei der Belastung der Kinderbettmatratzen mit 
den Allergenen der Hausstaubmilben ist von 1997 
über 2000 bis 2003 ein stetiger Anstieg zu ver-
zeichnen (höhere Belastung in der ländlichen 
Region). 

Vom Jahr 2000 zu 2003 ist ein Anstieg der 
Schimmelpilzsporenbelastung der Kinderbett-
matratzen und der Innenraumluft zu beobachten. 

Assoziationen zwischen erhöhten Schimmelpilz-
konzentrationen sowie Hausstaubmilbenbelastun-
gen der Kinderbettmatratze und allergischen 
Symptomen bzw. Sensibilisierungen konnten 
nicht nachgewiesen werden. 

Dr. Benkwitz erläuterte schließlich, dass die Er-
gebnisse der Untersuchungen chemischer und 
biologischer Innenraumfaktoren im Rahmen der 
Schulanfängerstudie vom Öffentlichen Gesund-
heitsdienst auch zur Einordnung und Bewertung 
aktueller Indoor-Problemstellungen genutzt wer-
den. 

Fazit 
Die hier vorgestellten und weitere in dem Sympo-
sium kurz angesprochene Länderprojekte veran-
schaulichen die reichhaltigen Aktivitäten der 
Länder im Bereich „Umwelt und Gesundheit“. 
Sie zeigen, dass eine integrative, interdisziplinäre 
Betrachtungs- und Herangehensweise unter Ein-
beziehung der Bereiche Gesundheit, Umwelt, 
Bau- und Siedlungswesen und Verbraucherschutz 
sinnvoll ist, um nachhaltige Lösungen für den Er-
halt und die Förderung der Gesundheit im Le-
bensumfeld zu erreichen. 

Kontaktadressen für die Beiträge 
1. Dr. Bernhard Link, Regierungspräsidium Stuttgart, 

Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg,  
Wiederholdstr. 15, 70174 Stuttgart 

2. Dr. Helmut Sagunski, Behörde für Wissenschaft und Ge-
sundheit, Abt. Verbraucherschutz,  
Billstr. 80, 20539 Hamburg,  
E-Mail: helmut.sagunski@bwg.hamburg.de 

3. Ulli Meisel, Institut für Landes- und Stadtentwicklungs-
forschung und Bauwesen NRW,  
Theaterplatz 14, 52062 Aachen 

4. Dr. Martin Kraft, Ministerium für Umwelt und Natur-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz NRW, 
Schwannstr. 3, 40476 Düsseldorf 

http://www.apug.nrw.de/
mailto:helmut.sagunski@bwg.hamburg.de
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5. Dr. Frank Benkwitz, Ministerium für Gesundheit und 
Soziales des Landes Sachsen-Anhalt,  
Turmschanzenstraße 25, 39104 Magdeburg,  
E-Mail: Frank.Benkwitz@ms.sachsen-anhalt.de 

6. Armin Sobottka, Landesamt für Verbraucherschutz Sach-
sen-Anhalt, Fachbereich Hygiene,  
Wallonerberg 2-3, 39114 Magdeburg,  
E-Mail: armin.sobottka@md.lav.ms.lsa-net.de 

Anschrift des Berichterstatters 
Priv. Doz. Dr. Ludwig Müller, LAUG-Vorsitz, Senator für 
Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales, 
Bahnhofsplatz 29, 28195 Bremen,  
E-Mail: ludwig.mueller@gesundheit.bremen.de,  
Internet: www.bremen.de/gesundheitssenator 

 
 

 
 
 

Informationen über Pressemitteilungen und 
Veröffentlichungen 

 
 
Liebe Leserin, lieber Leser, 

auf den letzten Seiten des „Umweltmedizinischen 
Informationsdienstes“ möchten wir Ihnen regel-
mäßig aus dem Bundesamt für Strahlenschutz 
(www.bfs.de), dem Bundesinstitut für Risikobe-
wertung (www.bfr.bund.de), dem Robert Koch-
Institut (www.rki.de) und dem Umweltbundesamt 
(www.umweltbundesamt.de) einen Überblick  
über Pressemitteilungen und Veröffentlichungen 
geben, die vielleicht für Sie von Interesse sein 
können.  

Die Publikationen erhalten Sie über die Adressen 
der unten aufgeführten Bundesoberbehörden. 
Gleichzeitig möchten wir Sie bei dieser Gelegen-
heit auch auf die Möglichkeit der Nutzung weite-

rer Informationen über die jeweiligen Internet-
seiten aufmerksam machen. Die Internetseite zum 
Aktionsprogramm Umwelt und Gesundheit 
(www.apug.de) enthält eine Zusammenstellung 
weiterer Pressemitteilung aller am APUG betei-
ligten Behörden. 

Über diese Seite gelangen Sie auch an viele 
Dokumente, die von deutschen und europäischen 
Behörden erstellt werden. Testen Sie selbst. 

Über Hinweise zu notwendigen Änderungen und 
auch über Anregungen aus Ihrer Sicht würden 
wir uns sehr freuen. 

 
Ihre UMID-Redaktion 

 

Bundesamt für Strahlenschutz 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
Postfach 10 01 49 
38201 Salzgitter 
E-Mail: info@bfs.de 

Bundesinstitut für Risikobewertung  
Pressestelle 
Thielallee 88/92 
14195 Berlin 
E- Mail: pressestelle@bfr.bund.de  

Robert Koch-Institut 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
Nordufer 20 
13353 Berlin 
E-Mail: presse@rki.de   

Umweltbundesamt 
Pressestelle 
Wörlitzer Platz 1 
06844 Dessan 
E-Mail: presssestelle@uba.de  

 
 
Behörde Pressemitteilungen/Veröffentlichungen  Datum Nr. 

BfS www.bfs.de/bfs/presse/    

 
Mobilfunk: Datenbank schlägt Schneise durch den Info-Dschungel   
Datenbank zu Einwirkungen elektromagnetischer Felder im Internet 
zugänglich   

13.07.2005 025 

 Bundesrechnungshof bestätigt: "Filz-Vorwürfe" gegen BfS haltlos 30.06.2005 024 

 

BfS veröffentlicht Gutachten zur Umweltverträglichkeitsprüfung für Temelin  
Gutachten zur Umweltverträglichkeitsprüfung des geplanten 
tschechischen Zwischenlagers können bis 21. Juli 2005 eingesehen 
werden   

29.06.2005 023 
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 Sicherheit, Offenheit und Neutralität bestimmen Handeln des BfS   
Jahresbericht 2004 in Berlin vorgestellt   

23.06.2005 022 

 Vom Schauinsland die Welt im Blick   
BfS-Messstation überwacht Kernwaffenteststoppvertrag   

21.06.2005 021 

 BfS bietet Beteiligung an der Diskussion der „Leitlinien Strahlenschutz“ an 16.06.2005 020 

 Strahlenbelastung im Beruf weiter rückläufig   
BfS veröffentlicht Jahresbericht des Strahlenschutzregisters   

09.06.2005 019 

 Pilotphase der Schlafstudie beginnt   
BfS fordert Mobilfunk-Netzbetreiber zur Zusammenarbeit auf   

26.05.2005 018 

 Gruner + Jahr gibt Unterlassungsverpflichtungserklärung ab 18.05.2005 017 
 BfS weist Vorwürfe des Stern zurück 18.05.2005 016 

 Den Frühling genießen, Sonnenbrand vermeiden   
BfS informiert mit UV-Index über Sonnenbrandwahrscheinlichkeit   

13.05.2005 015 

 BfS weist Vorwürfe der CDU / CSU zurück 12.05.2005 014 

 BfS räumt Plutoniumlager in Hanau   
Bund beteiligt sich mit 76 Millionen Euro an der Entsorgung   

10.05.2005 013 

 Zwischenbilanz beim Deutschen Mobilfunk Forschungsprogramm   
BfS veranstaltet Fachgespräch in Berlin   

28.04.2005 012 

 Rücktransport von radioaktiven Abfällen aus Frankreich genehmigt 26.04.2005 011 

 
Ein Drittel des Atomausstiegs ist bereits geschafft   
BfS veröffentlicht Jahresbilanz 2004 der Reststrommengen deutscher 
Kernkraftwerke   

12.04.2005 010 

 Infos zum Mobilfunk in Zukunft maßgeschneidert   
BfS-Studie ermittelt Zielgruppen   

08.04.2005 009 

 Die Sonne lacht – gib auf Dich acht!   
BfS warnt vor Haut- und Augenschäden   

01.04.2005 008 

 Endlager für radioaktive Abfälle Morsleben (ERAM)   
Bund investiert 56 Millionen Euro in die Stilllegung von Morsleben   

25.03.2005 007 

 
 
Behörde Pressemitteilungen/Veröffentlichungen  Datum Nr. 

BfR www.bfr.bund.de:/cd/1804#pd    

 
Pestizide in Johannis- und Stachelbeeren 
BfR zur Greenpeace-Bewertung von Pflanzenschutzmittelrückständen in 
Beerenfrüchten 

26.07.2005 25/2005 

 
Weniger Gift im Flugzeug 
Neues Verfahren der Flugzeugdesinsektion schont Passagiere und 
Besatzung 

05.07.2005 23/2005 

 
Mineralwasser für Säuglingsnahrung muss frei von Uran sein! 
Für Erwachsene ist bei geringen Gehalten kein gesundheitliches Risiko zu 
erkennen 

30.06.2005 22/2005 

 
Europäisches Chemikalienrecht REACH muss verbrauchergerecht werden
BfR fordert Nachbesserung des REACH-Entwurfs bei Prüfkonzepten, 
Verbraucherinformation und dem Einsatz alternativer Testmethoden 

28.06.2005 21/2005 

 
Stillen ohne wenn und aber 
Chemierückstände in der Muttermilch machen sie nicht weniger wertvoll 
 

20.06.2005 20/2005 

 
Wie viel Verbraucherschutz steckt im geplanten EU-Chemikalienrecht? 
BfR legt Rechtsgutachten zu Potenzialen und Defiziten des REACH-
Entwurfs vor 

16.06.2005 19/2005 

 
Fett, süß und salzig kann nicht gesund sein 
Ernährungsexperten sehen Nährstoffprofile als geeignetes Kriterium für 
die Beurteilung der Zulässigkeit von Health Claims 

13.06.2005 18/2005 

 Chininhaltige Getränke sind nichts für Schwangere! 
BfR hält entsprechende Kennzeichnung für nötig 

07.06.2005 17/2005 

 
Giftige Pflanzen und ungenießbare Pilze 
Beliebte Informationsbroschüren des BfR ab sofort in aktualisierter Form 
erhältlich 

03.06.2005 16/2005 

 BfR warnt vor Vergiftungen durch flüssige Grillanzünder 
Besonders Kleinkinder sind gefährdet 

24.05.2005 15/2005 

 Wasserpfeifen: Keine harmlose Alternative zum Zigarettenkonsum 
BfR empfiehlt Aufklärung über die Gesundheits- und Suchtgefahren 

11.05.2005 14/2005 

 Können Toner die Gesundheit beeinträchtigen? 
BfR prüft mögliche Zusammenhänge in einer Pilotstudie 

06.05.2005 13/2005 

 Backmohn ist kein Schlafmittel für Säuglinge 
BfR warnt vor schweren gesundheitlichen Schäden 

29.04.2005 12/2005 

http://www.bfr.bund.de:/cd/1804#pd
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 Hüpfknete enthält hohe Mengen an Borsäure 
Borsäuregehalt in Spielzeug muss minimiert werden 

19.04.2005 11/2005 

 
Verwechslungsgefahr bei Bärlauch 
BfR warnt Sammler vor fatalen Folgen durch Verwechslung von Bärlauch 
mit giftigen Pflanzen in freier Natur 

15.04.2005 10/2005 

 
Alternativen zum Nachweis von Algengiften in Muscheln 
BfR empfiehlt moderne Nachweismethoden zur Reduzierung der Zahl von 
Tierversuchen 

08.04.2005 09/2005 

 
 
Behörde Pressemitteilungen/Veröffentlichungen  Datum 

RKI www.rki.de/cln_011/nn_226466/DE/Content/Service/Presse/Pressemitteil
ungen/pressemitteilungen__node.html__nnn=true 

 

 Robert Koch-Institut hat elfte Genehmigung für Stammzellenforschung erteilt 27.06.2005 
 Schneller Nachweis von multiresistenten Krankheitserregern 17.06.2005 
 Robert Koch-Institut hat 10. Genehmigung für Stammzellenforschung an Prof. Dr. 

Oliver Brüstle, Institut für Rekonstruktive Neurobiologie, Universitätsklinikum 
Bonn erteilt 

10.06.2005 

 Xenotransplantation vor der klinischen Anwendung? 10.06.2005 
 Aktuelles Thema - GBE-Heft ”Brustkrebs” erschienen 02.06.2005 
 Zentrale Ethik-Kommission für Stammzellenforschung zur öffentlichen Debatte 

über die Chimären-Problematik 
12.05.2005 

 Keine Entwarnung bei HIV/AIDS in Deutschland 19.04.2005 
 Johann-Peter-Frank-Medaille an RKI-Wissenschaftlerin verliehen 14.04.2005 
 Welttuberkulosetag: Tuberkulosebekämpfung Hand in Hand: Patienten - Ärzte - 

Pflegende - Labore - Öffentlicher Gesundheitsdienst 
21.03.2005 

 Bittersüßes Thema - GBE-Heft ”Diabetes mellitus” erschienen 18.03.2005 
 Geeigneter Weg zur Verbesserung der Folsäureversorgung 17.03.2005 

 
 
Behörde Pressemitteilungen/Veröffentlichungen  Datum Nr. 

UBA www.umweltbundesamt.de/uba-info-presse/index.htm    

 Gemeinsame Presseinformation des BfR und des UBA: 
Flammschutzmittel in Muttermilch – in Deutschland kein Risiko für 
Säuglinge. Stillen bleibt die beste Ernährung für Säuglinge  

19.07.05 038/05 

 Saubere Gewässer laden zum Baden ein 15.07.05 037/05 
 Milliarden-Investitionen und Tausende neuer Arbeitsplätze durch 

Abfallgesetze 
05.07.05 036/05 

 Ozon: Alarmschwelle wird örtlich immer noch überschritten 30.06.05 035/05 
 Positive Bilanz: Wende zur Kreislaufwirtschaft schont Ressourcen, Klima 

und Gesundheit 
01.06.05 030/05 

 Erfolgreicher Hochwasserschutz braucht Versicherungspflicht und 
Risikokommunikation 

23.05.05 028/05 

 Internetportal „Cleaner Production Germany“ mit erweitertem Angebot 19.05.05 027/05 
 Nationale Umsetzung der flexiblen Mechanismen des Kyoto-Protokolls 11.05.05 026/05 
 Umweltbundesamt: in Dessau angekommen 02.05.05 024/05 
 „Gesünder wohnen – aber wie? Praktische Tipps für den Alltag“ 20.04.05 023/05 
 Chance für bessere Bauprodukte 15.04.05 021/05 
 Für gesünderes Wohnen: Blauer Engel für Bodenbelagklebstoffe 06.04.05 019/05 
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